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A. Zielsetzung 

Anhebung der Bundesmittel in der Altershilfe für Landwirte 
und deren sozial gerechtere Verteilung zugunsten von kleinen 
und mittleren landwirtschaftlichen Betrieben sowie Verbesse- 
rung der sozialen Sicherung der in der Land- und Forstwirt- 
schaft tätigen Personen, insbesondere der mitarbeitenden Fa- 
milienangehörigen. 


B. Lösung 

Die Bundesmittel betragen künftig 79 vom Hundert der Auf- 
wendungen für Alters-, Hinterbliebenen- und Waisengelder. 
Klein- und Mittelbetriebe der Land- und Forstwirtschaft er- 
halten in der Altershilfe für Landwirte einen an der Einkom- 
menssituation des Unternehmens ausgerichteten Zuschuß 
zum Einheitsbeitrag; dies hat eine Kostenverlagerung inner- 
halb der Solidargemeinschaft zur Folge. 

Jüngere hauptberuflich mitarbeitende Familienangehörige in 
der Land- und Forstwirtschaft erhalten in der Altershilfe für 
Landwirte in Anlehnung an die für die landwirtschaftlichen 
Unternehmer geltenden Regelungen eine soziale Sicherung 
für den Fall des Alters, der Invalidität und des Todes. Den Bei- 
trag trägt der landwirtschaftliche Unternehmer. 

Der Beitrag in der Altershilfe für Landwirte für das Jahr 1986 
wird gesetzlich geregelt. 

In der Hinterbliebenenversorgung der Altershilfe für Land- 
wirte, in der Krankenversicherung der Landwirte sowie in der 
Zusatzversorgung für Arbeitnehmer in der Land- und Forst- 
wirtschaft werden Härtefälle beseitigt. Außerdem wird die 
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Verfahrens abwicklung in der Zusatzversorgung für Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft vereinfacht und be- 
schleunigt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


Die Aufwendungen betragen 

1986 

1987 

1988 

1989 


in Mio. DM 


1. für den Bund 
in der 

a) Altershilfe für Land- 
wirte 

110,000 

110,000 

115,000 

115,000 

b) Krankenversicherung 
der Landwirte 

0,185 

0,220 

0,255 

0,270 

c) Zusatzversorgung 
für Arbeitnehmer in 
der Land- und 
Forstwirtschaft 

0,260 

0,260 

0,260 

0,260 

zusammen ... 

110,445 

110,480 

115,515 

115,530 

2. für die Beitragszahler in 
der Altershilfe für 
Landwirte 

40,5 

40,7 

45,9 

46,1 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Juni 1985 

14 (32) — 814 03 — Al 26/85 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Verbesserung und Ergänzung sozialer Maßnahmen in 
der Landwirtschaft (Drittes Agrarsoziales Ergänzungsgesetz — 3. ASEG) mit 
Begründung und Vorblatt 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 551. Sitzung am 24. Mai 1985 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Verbesserung und Ergänzung soziaier 
Maßnahmen in der Landwirtschaft (Drittes Agrarsoziaies Ergänzungsgesetz — 
3. ASEG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Juni 1984 (BGBl. I 
S. 793), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „ehe- 
malige landwirtschaftliche Unternehmer“ 
die Worte „ , mitarbeitende Familienangehö- 
rige, ehemalige mitarbeitende Familienan- 
gehörige“ eingefügt. 

b) Dem Absatz 2 wird angefügt: 

„Mitarbeitende Familienangehörige sind 

a) Verwandte bis zum dritten Grade, 

b) Verschwägerte bis zum zweiten Grade 
und 

c) Pflegekinder (Personen, mit denen der 
landwirtschaftliche Unternehmer oder 
sein Ehegatte durch ein familienähnli- 
ches, auf längere Dauer berechnetes 
Band verbunden ist, sofern er sie in sei- 
nen Haushalt aufgenommen hat) 

eines landwirtschaftlichen Unternehmers 
im Sinne des Absatzes 3 oder seines Ehegat- 
ten, die in seinem landwirtschaftlichen Un- 
ternehmen hauptberuflich tätig sind.“ 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 Buch- 
stabe b werden jeweils nach den Worten 
„vorzeitigen Altersgeldes“ die Worte „oder 
eines Hinterbliebenengeldes“ sowie nach 
dem Wort „Beiträge“ jeweils die Worte „als 
landwirtschaftlicher Unternehmer oder 
nach § 27“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein- 
gefügt: 

„(la) Ein mitarbeitender Familienangehö- 
riger erhält Altersgeld, wenn er 


a) das 65. Lebensjahr vollendet hat, 

b) die Zeit vom Kalendermonat des Be- 
ginns der Beitragspflicht als mitarbei- 
tender Familienangehöriger nach § 14 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
mindestens zur Hälfte, jedoch nicht un- 
ter 180 Kalendermonaten, mit Beiträgen 
belegt hat oder während der 25 Jahre, die 
der Vollendung des 65. Lebensjahres vor- 
ausgegangen sind, mindestens 180 Ka- 
lendermonate mit Beiträgen belegt hat 
und 

c) selbst nicht landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 ist. 

Bei der Ermittlung der Kalendermonate 
vom Beginn der Beitragspflicht bis zur Voll- 
endung des 65. Lebensjahres und der 25 
Jahre nach Satz 1 Buchstabe b bleiben Zei- 
ten des Bezuges eines vorzeitigen Altersgel- 
des oder Hinterbliebenengeldes oder der 
rentenversicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung als mitarbeitender Familienangehöri- 
ger ohne Beitragspflicht nach § 14 unbe- 
rücksichtigt.“ 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Ein mitarbeitender Familienangehö- 
riger erhält vorzeitiges Altersgeld, wenn er 

a) erwerbsunfähig im Sinne des § 1247 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung 
ist, 

b) die Zeit vom Kalendermonat des Be- 
ginns der Beitragspflicht als mitarbei- 
tender Familienangehöriger nach § 14 
bis zum Kalendermonat, in dem die Er- 
werbsunfähigkeit eingetreten ist, minde- 
stens zur Hälfte, jedoch nicht unter 60 
Kalendermonaten, mit Beiträgen belegt 
hat oder während der zehn Jahre, die 
dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit 
vorausgegangen sind, mindestens 60 Ka- 
lendermonate mit Beiträgen belegt hat 
und 

c) selbst nicht landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 ist. 

Absatz 1 a Satz 2 gilt entsprechend.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 3 und 4 Satz 1 werden nach 
dem Wort „Beiträge“ jeweils die Worte „als 


4 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCksachG 10/3483 


landwirtschaftlicher Unternehmer oder 
nach § 27“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Witwer“ die Worte „als landwirtschaftlicher 
Unternehmer“ eingefügt. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein- 
gefügt: 

„(4 a) Witwen und Witwer mitarbeitender 
Familienangehöriger erhalten entsprechend 
Absatz 1 Altersgeld und entsprechend Ab- 
satz 2 vorzeitiges Altersgeld. Voraussetzung 
für die Gewährung des Altersgeldes nach 
Absatz 1 Buchstabe b ist, daß der verstor- 
bene mitarbeitende Familienangehörige die 
Voraussetzung des § 2 Abs. 1 a Satz 1 Buch- 
stabe b bis zur Vollendung seines 65. Le- 
bensjahres oder bis zu seinem Tode erfüllt 
hat. Voraussetzung für die Gewährung des 
vorzeitigen Altersgeldes nach Absatz 2 
Buchstabe b ist, daß der verstorbene mitar- 
beitende Familienangehörige die Vorausset- 
zung des § 2 Abs. 2 a Satz 1 Buchstabe b bis 
zum Eintritt seiner Erwerbsunfähigkeit 
oder bis zu seinem Tode erfüllt hat.“ 

4. § 3 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Bei- 
träge“ die Worte „als landwirtschaftli- 
cher Unternehmer oder nach § 27“ ein- 
gefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ehe- 
gatte“ die Worte „als landwirtschaftli- 
cher Unternehmer“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein- 
gefügt: 

„(la) Nach dem Tode eines mitarbeiten- 
den Familienangehörigen wird Waisengeld 
entsprechend Absatz 1 gewährt, wenn der 
verstorbene mitarbeitende Familienangehö- 
rige die Voraussetzung des § 2 Abs. 2 a 
Satz 1 Buchstabe b bis zum Eintritt seiner 
Erwerbsunfähigkeit oder bis zu seinem 
Tode erfüllt.“ 

5. § 3b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) nach dem Buchstaben „d)“ werden die 
Worte „sie das 45. Lebensjahr vollendet 
haben oder“ eingefügt. 

bb) In Buchstabe f werden nach den Worten 
„60 Kalendermonate Beiträge“ die 
Worte „als landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer oder nach § 27“ eingefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Hinterbliebenengeld erhalten Witwen 
und Witwer mitarbeitender Familienange- 


höriger entsprechend Absatz 1, wenn der 
verstorbene Ehegatte die Voraussetzung des 
§ 2 Abs. 2 a Satz 1 Buchstabe b bis zum Ein- 
tritt seiner Erwerbsunfähigkeit oder bis zu 
seinem Tode erfüllt.“ 


6. Nach § 3b wird folgender § 3c eingefügt: 

„§3c 

(1) Nach § 14 beitragspflichtige landwirt- 
schaftliche Unternehmer erhalten einen Zu- 
schuß zu ihrem Beitrag und zu dem Beitrag für 
die beitragspflichtigen mitarbeitenden Famili- 
enangehörigen, wenn das im letzten Kalender- 
jahr erzielte Einkommen (Absatz 2) des land- 
wirtschaftlichen Unternehmers und seines 
nicht dauernd von ihm getrennt lebenden Ehe- 
gatten sowie der Wirtschaftswert des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens den Grenzwert 
nach Absatz 3 nicht überschreiten. Sind beide 
Ehegatten nach § 14 beitragspflichtige land- 
wirtschaftliche Unternehmer, wird das Ein- 
kommen des Ehegatten nicht berücksichtigt. 

(2) Einkommen nach Absatz 1 sind 

a) Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen und ver- 
gleichbares Einkommen ohne Berücksichti- 
gung des Arbeitseinkommens aus der Land- 
und Forstwirtschaft, 

b) Renten aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung, der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung, einer berufsständischen Versiche- 
rungs- oder Versorgungseinrichtung, einer 
Einrichtung der betrieblichen oder überbe- 
trieblichen Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung oder Versorgungsbezüge nach be- 
amtenrechtlichen Vorschriften oder Grund- 
sätzen; Kinderzulagen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung und Kinderzuschüsse 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
bleiben unberücksichtigt, soweit sie das 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge- 
setz nicht überschreiten, 

c) Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Ver- 
letztengeld, soweit es nicht nach § 779c der 
Reichsversicherungsordnung gewährt wird, 
oder Übergangsgeld von einem Soziallei- 
stungsträger, Arbeitslosengeld oder Unter- 
haltsgeld nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz und vergleichbare Leistungen. 

(3) Der Grenzwert ist nicht überschritten, 
wenn die Summe der Vomhundertanteile 

a) des Einkommens nach Absatz 1 am 1,2- 
fachen der Bezugsgröße des laufenden Ka- 
lenderjahres und 

b) des Wirtschaftswertes des Unternehmens 
des Berechtigten an einem Wirtschaftswert 
von 30 000 Deutsche Mark 
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den Wert 100 nicht überschreitet. Die einzelnen 
Vomhundertanteile werden auf zwei Dezimal- 
stellen berechnet 

(4) Maßgebend für das Kalenderj ahr sind die 
am 30. November des vergangenen Jahres be- 
stehenden betrieblichen Verhältnisse; beginnt 
die Beitragspflicht nach dem 30. November des 
jeweiligen Vorjahres, sind die betrieblichen 
Verhältnisse zum Zeitpunkt des Beginns der 
Beitragspflicht maßgebend. Betreibt ein Bei- 
tragspflichtiger mehrere landwirtschaftliche 
Unternehmen, gelten diese als ein Unterneh- 
men. 

(5) Für die Zuschußberechtigung der Unter- 
nehmer der Seen- und Flußfischerei sowie der 
Imkerei gelten die Absätze 1 bis 3 mit der Maß- 
gabe, daß nur das Einkommen einschließlich 
des Arbeitseinkommens aus der Land- und 
Forstwirtschaft zugrunde gelegt wird. 

(6) Für nach § 27 Beitragspflichtige gelten die 
Absätze 1 bis 4 entsprechend mit der Maßgabe, 
daß für Zeiten des Bezuges eines vorzeitigen 
Altersgeldes, Hinterbliebenengeldes oder einer 
Landabgaberente sowie nach Vollendung des 
60. Lebensj ahres ein Zuschuß zum Beitrag nur 
gewährt wird, solange noch nicht für 180 Kalen- 
dermonate Beiträge an die landwirtschaftliche 
Alterskasse gezahlt sind. 

(7) Auf Antrag des Berechtigten sind wesent- 
liche Minderungen des Einkommens nach Ab- 
satz 1 vom Zeitpunkt ihres Eintritts, frühestens 
vom Beginn des Monats der Antragstellung an 
zu berücksichtigen.“ 

7. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort 
„Beiträgen“ die Worte „als landwirtschaft- 
licher Unternehmer oder nach § 27“ einge- 
fügt. 

b) Absatz 1 a erhält folgende Fassung: 

„(la) Die laufende Geldleistung beträgt 
die Hälfte des entsprechend Absatz 1 festzu- 
stellenden Betrages, wenn 

a) das Unternehmen im Sinne des §2a 
Abs. 2 abgegeben wurde oder 

b) Beiträge als mitarbeitender Familienan- 
gehöriger nach § 14 entrichtet und die 
Voraussetzungen für eine laufende Geld- 
leistung als landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer oder dessen Hinterbliebener 
nicht erfüllt sind; Absatz 1 c Satz 3 gilt.“ 

c) Nach Absatz Ib wird folgender Absatz Ic 
eingefügt: 

„(Ic) Sind neben Beiträgen als landwirt- 
schaftlicher Unternehmer auch Beiträge als 
mitarbeitender Familienangehöriger nach 
§ 14 entrichtet und die Voraussetzungen für 
eine laufende Geldleistung als landwirt- 


schaftlicher Unternehmer oder dessen Hin- 
terbliebener bei Abgabe des landwirtschaft- 
lichen Unternehmens nach §2 oder §2a 
Abs. 1 erfüllt, wird die laufende Geldleistung 
entsprechend Absatz 1 berechnet. Bei An- 
wendung des Absatzes 1 Satz 4 werden die 
als mitarbeitender Familienangehöriger 
nach § 14 entrichteten Beiträge mit 1,5 vom 
Hundert berücksichtigt. Bleiben bei Anwen- 
dung des Absatzes 1 Satz 4 bei den Beiträ- 
gen als landwirtschaftlicher Unternehmer 
oder nach § 27 sowie bei den Beiträgen als 
mitarbeitender Familienangehöriger je- 
weils weniger als zwölf, mindestens aber 
insgesamt zwölf Kalendermonate an Beiträ- 
gen für Zeiten vor Vollendung des 65. Le- 
bensjahres unberücksichtigt, werden zwölf 
Kalendermonate an Beiträgen mit 1,5 vom 
Hundert berücksichtigt.“ 

d) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die ersten drei Monate nach dem 
Tode eines Ehegatten wird dem überleben- 
den Ehegatten anstelle des Altersgeldes 
oder vorzeitigen Altersgeldes nach den §§ 2 
oder 3 das Altersgeld oder vorzeitige Alters- 
geld in der bisherigen Höhe weitergezahlt.“ 

e) Dem Absatz 3 wird angefügt: 

„Erhält ein Ehegatte Altersgeld oder vorzei- 
tiges Altersgeld als Unternehmer und der 
andere Ehegatte Altersgeld oder vorzeitiges 
Altersgeld als mitarbeitender Familienan- 
gehöriger, darf der Gesamtbetrag beider Al- 
tersgelder den Betrag eines Altersgeldes für 
einen verheirateten Berechtigten nach Ab- 
satz 1 nicht unterschreiten. Die Altersgelder 
sind insoweit nach dem Verhältnis ihrer 
Höhe anzuheben.“ 

f) In Absatz 4 werden der Punkt durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgender Halbsatz an- 
gefügt: 

„die Zahlung eines Zuschusses zum Beitrag 
bleibt unberührt.“ 

g) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht bei Bezug von 

a) vorzeitigem Altersgeld für die Zeit 
nach Vollendung des 65. Lebensjah- 
res, wenn vor Beginn des vorzeitigen 
Altersgeldes für mindestens 180 Ka- 
lendermonate Beiträge zu einer 
landwirtschaftlichen Alterskasse ent- 
richtet sind, 

b) laufenden Geldleistungen an mitar- 
beitende Familienangehörige.“ 

bb) In Satz 4 werden der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt und folgen- 
der Halbsatz angefügt: 
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„dies gilt entsprechend für Leistungen 
an Witwen oder Witwer mitarbeitender 
Familienangehöriger, wenn die Voraus- 
setzungen des § 3 Abs. 4 a Satz 2 vorlie- 
gen.“ 

8. Nach § 4 a wird folgender § 4b eingefügt: 

„§4b 

(1) Der Zuschuß zum Beitrag beträgt bei Be- 
rechtigten, bei denen die Summe der für den 
Grenzwert maßgebenden Vomhundertanteile 
(§ 3 c Abs, 3 bis 7) 

a) 66,66 überschreitet, das Einfache des Grund- 
betrages (Zuschußklasse I), 

b) 33,34 bis 66,66 ergibt, das Zweifache des 
Grundbetrages (Zuschußklasse II), 

c) höchstens 33,33 ergibt, das Dreifache des 
Grundbetrages (Zuschußklasse III). 

Für mitarbeitende Familienangehörige wird 
der Zuschuß in halber Höhe gewährt. 

(2) Die Zuschüsse betragen insgesamt 
7,5 vom Hundert der nach § 13 für das vorver- 
gangene Kalenderjahr zustehenden Bundes- 
mittel. Überschreiten die Aufwendungen für 
die Zuschüsse zum Beitrag eines Kalenderjah- 
res diesen Betrag oder erreichen sie ihn nicht, 
findet ein Ausgleich nicht statt. 

(3) Der monatliche Grundbetrag des Zu- 
schusses ergibt sich, indem ein Zwölftel des Be- 
trages nach Absatz 2 durch die Summe aus den 
Produkten der Zahl der Zuschußberechtigten in 
der jeweiligen Zuschußklasse mit dem jeweili- 
gen Vielfachen des Grundbetrages nach Ab- 
satz 1 Satz 1 geteilt wird. Die mitarbeitenden 
Familienangehörigen gelten hierbei als Zu- 
schußberechtigte; ihre Anzahl ist mit 50 vom 
Hundert zu berücksichtigen. Der Grundbetrag 
wird auf volle Deutsche Mark abgerundet. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
gibt im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten den für das Kalenderjahr geltenden 
Grundbetrag des Zuschusses zum Beitrag im 
Bundesanzeiger bekannt. 

(4) Der Zuschuß wird monatlich gewährt und 
zum selben Zeitpunkt wie der Beitrag fällig.“ 


9. § 6 Abs. 2 Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

„c) einen Anspruch auf vorzeitiges Altersgeld 
wegen Erwerbsunfähigkeit hat.“ 


10. In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Erwerbs- 
fähigkeit der landwirtschaftlichen Unterneh- 
mer“ durch die Worte „Erwerbsfähigkeit der 
nach § 14 Beitragspflichtigen“ ersetzt. 


11. § 9 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c wird die Zahl „25 000“ 
durch die Zahl „30 000“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe d werden die Worte „oder 
das Arbeitseinkommen der Witwe oder 
des Witwers“ durch die Worte “, Arbeits- 
einkommen und vergleichbares Ein- 
kommen der Witwe oder des Witwers 
ohne Berücksichtigung des Arbeitsein- 
kommens aus der Land- und Forstwirt- 
schaft“ ersetzt. 

cc) In Buchstabe f werden nach dem Wort 
„Beiträge“ die Worte „als Unternehmer 
oder nach § 27“ eingefügt. 

dd) Dem bisherigen Text wird angefügt: 

„Kinderzulagen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung und Kinderzu- 
schüsse aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung bleiben unberücksichtigt, 
soweit sie das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz nicht über- 
schreiten.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Anspruch auf Übergangshilfe 
ruht während der Zeit, für die ein Anspruch 
auf Krankengeld, Versorgungskrankengeld, 
Verletztengeld oder Übergangsgeld von ei- 
nem Sozialleistungsträger, auf Arbeitslosen- 
geld oder Unterhaltsgeld nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz oder auf vergleichbare 
Leistungen zuerkannt ist, wenn diese Sozi- 
alleistungen auf der Grundlage eines Betra- 
ges berechnet werden, der den in § 1265 a 
Abs. 1 Satz 1 der Reichsversicherungsord- 
nung genannten Betrag überschreitet.“ 

c) In Absatz 3 werden die Worte „gilt Absatz 1 
ohne die Buchstaben d und e“ durch die 
Worte „gelten Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d 
und e sowie Absatz 2 nicht“ ersetzt. 


12. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Ablauf“ die Worte “, der Zuschuß zum Bei- 
trag vom Beginn“ eingefügt. 

b) In Absatz 6 a werden die Worte „oder Über- 
gangshilfe“ gestrichen und die Worte „Kran- 
kengeld oder Übergangsgeld“ durch die 
Worte „Krankengeld, Versorgungskranken- 
geld, Verletztengeld oder Übergangsgeld“ 
ersetzt. 


13. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Beitrag ist für alle beitragspfichtigen 
landwirtschaftlichen Unternehmer und 
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nach § 27 Beitragspflichtigen gleich; für mit- 
arbeitende Familienangehörige beträgt der 
Beitrag die Hälfte des Beitrages des Unter- 
nehmers.“ 

b) Dem Absatz 4 wird angefügt: 

„Die landwirtschaftliche Alterkasse kann 
mit Beitragsansprüchen gegen Ansprüche 
auf einen Zuschuß zum Beitrag bis zur 
Höhe des Zahlbetrages aufrechnen.“ 


14. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Zahl „75“ durch die Zahl 
„79“ ersetzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Aufwendungen für die Leistungen an 
ehemalige Unternehmer der Seen- und 
Flußfischerei und der Imkerei, an deren 
Hinterbliebene und frühere Ehegatten, an 
mitarbeitende FamilienanhÖrige nach §40a 
und deren Hinterbliebene sowie für die Lei- 
stungen und Leistungsanteile, die aufgrund 
von Beiträgen nach § 14 Abs. 1 Buchstabe b 
gezahlt werden, werden bei der Festsetzung 
der Höhe der Bundesmittel nicht berück- 
sichtigt.“ 


15. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beitragspflichtig ist 

a) vorbehaltlich der Absätze 2, 6, 7 und des 
§ 37 jeder landwirtschaftliche Unterneh- 
mer (§ 1) und 

b) jeder nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Land- 
wirte versicherte oder nach § 94 Abs. 1 
des Gesetzes über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte von der Versiche- 
rungspflicht befreite mitarbeitende Fa- 
milienangehörige eines landwirtschaftli- 
chen Unternehmers im Sinne des § 1 
Abs, 3, der nicht nach Buchstabe a oder 
§ 27 beitragspflichtig ist, das 25. Lebens- 
jahr vollendet hat und am l.Mai 1980 
das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatte.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a und Satz 2 
wird jeweils die Zahl „60“ durch die Zahl 
„180“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Für mitarbeitende Familienangehö- 
rige gilt Absatz 2 entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß 

a) eine Vorversicherungszeit von 180 Ka- 
lendermonaten nicht erforderlich ist 
und 


b) die Beitragspflicht nach Absatz 1 Buch- 
stabe b kraft Gesetzes erneut beginnt, 
wenn 

aa) sich der mitarbeitende Familienan- 
gehörige nach Absatz 2 Buchstabe a 
hat befreien lassen und 

bb) das aufgrund seiner Tätigkeit als 
mitarbeitender Familienangehöri- 
ger bestehende rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigungsver- 
hältnis endet.“ 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der landwirtschaftliche Unternehmer 
trägt auch den Beitrag für mitarbeitende 
Familienangehörige. Betreibt ein landwirt- 
schaftlicher Unternehmer mehrere land- 
wirtschaftliche Unternehmen, wird nur ein 
Beitrag entrichtet.“ 

16. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Personen“ durch 
die Worte „Landwirtschaftliche Unterneh- 
mer“ ersetzt und nach den Worten „vorzeiti- 
ges Altersgeld“ die Worte „oder Hinterblie- 
benengeld“ eingefügt. 

b) In Satz 5 werden nach den Worten „vorzeiti- 
ges Altersgeld“ die Worte „oder Hinterblie- 
benengeld“ und nach den Worten „vorzeiti- 
gen Altersgeldes“ die Textstelle „, Hinter- 
bliebenengeldes“ eingefügt. 

17. § 27 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „die 
Beiträge“ die Worte „, die sie als bei- 
tragspflichtiger landwirtschaftlicher 
Unternehmer entrichtet haben,“ einge- 
fügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ge- 
setz“ die Worte „mit Ausnahme eines 
Zuschusses zum Beitrag“ eingefügt. 

cc) Dem Satz 2 wird angefügt: 

„Beiträge werden nicht erstattet, soweit 
ein Erstattungsanspruch gegen Dritte 
bestanden hat oder besteht. Sind Zu- 
schüsse zum Beitrag gewährt worden, 
ist mit den für den gleichen Zeitraum 
gezahlten Zuschüssen gegen den Er- 
stattungsanspruch aufzurechnen.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ehemaligen mitarbeitenden Famili- 
enangehörigen werden auf Antrag die Bei- 
träge, die nach § 14 Abs. 1 Buchstabe b ent- 
richtet wurden, erstattet, wenn 

a) seit dem Ende der Beitragspflicht nach 
§ 14 Abs. 1 mindestens zwei Jahre ver- 
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strichen sind und inzwischen nicht er- 
neut eine nach diesem Gesetz beitrags- 
pflichtige Tätigkeit ausgeübt worden ist 
und 

b) die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 erfüllt sind oder im Zeitpunkt der 
Antragstellung für weniger als 180 Ka- 
lendermonate Beiträge an die landwirt- 
schaftliche Alterskasse gezahlt sind. 

Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.“ 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(3) Zuständig für die Beitragserstattung 
ist die landwirtschaftliche Alterskasse, an 
die zuletzt Beiträge gezahlt worden sind,“ 

18. In § 28 werden nach dem Wort „Kalendermona- 
ten“ die Worte „als landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer oder nach § 27“ eingefügt. 

19. Dem § 32 wird angefügt: 

„§ 26 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch fin- 
det mit der Maßgabe Anwendung, daß für den 
gleichen Zeitraum gezahlte Zuschüsse zum Bei- 
trag gegen den Erstattungsanspruch aufzu- 
rechnen sind.“ 


20. § 38 Abs. 2 wird gestrichen. 

21. § 39 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Verweisung „§ 38 Abs. 2“ 
durch „§ 1 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

22. § 40 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im übrigen gelten die das Altersgeld und 
das vorzeitige Altersgeld betreffenden Vor- 
schriften mit Ausnahme des § 4 Abs. 1 a, 1 c und 
5 entsprechend.“ 

23. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird Buchstabe b gestrichen 
und Buchstaben c, d und e werden 
Buchstaben b, c und d. 

bb) In Satz 2 werden die Textstelle „Abs. 1 
Satz 2 und“ gestrichen und folgender 
Halbsatz am Ende eingefügt: „ ; sind für 
mindestens 60 Kalendermonate Bei- 
träge entrichtet, gilt § 40 Abs. 4 auch für 
Ehegatten und hinterbliebene Ehegat- 
ten mitarbeitender Familienangehöri- 
ger“. 


b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die laufende Geldleistung beträgt die 
Hälfte des in § 4 Abs. 1 genannten Betra- 
ges.“ 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(5) Witwen und Witwer mitarbeitender 
Familienangehöriger erhalten entsprechend 
§ 3 Abs. 1 Altersgeld, entsprechend § 3 Abs. 2 
vorzeitiges Altersgeld und entsprechend 
§3b Abs. 1 Hinterbliebenengeld, wenn der 
verstorbene Ehegatte die Voraussetzungen 
des § 40 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b und c er- 
füllt; dem Zeitpunkt der Vollendung des 
65. Lebensjahres und des Eintritts der Er- 
werbsunfähigkeit steht der Zeitpunkt des 
Todes gleich. Waisengeld wird entsprechend 
§ 3 a gewährt, wenn der verstorbene mitar- 
beitende Familienangehörige die Vorausset- 
zungen des §40 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b 
und c erfüllt; dem Zeitpunkt des Eintritts 
der Erwerbsunfähigkeit steht der Zeitpunkt 
des Todes gleich.“ 

24. In § 47 Abs. 3 Satz 2 wird jeweils die Textstelle 

„Buchstabe c“ gestrichen. 

25. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 a Satz 1 werden nach dem Wort 
„Strukturverbesserung“ die Worte „vor dem 
1. Januar 1984“ eingefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Personen, die nach Absatz 1 aus der 
landwirtschaftlichen Alterskasse ausge- 
schieden sind, werden die Beiträge, die sie 
als beitragspflichtiger landwirtschaftlicher 
Unternehmer entrichtet haben, von Amts 
wegen erstattet. Sind Leistungen nach die- 
sem Gesetz mit Ausnahme eines Zuschus- 
ses zum Beitrag gewährt worden, sind nur 
die Beiträge zu erstatten, die für die Zeit 
nach dem Monat entrichtet worden sind, in 
dem der Bescheid über die Bewilligung der 
zuletzt gewährten Leistung erlassen worden 
ist. Beiträge werden nicht erstattet, soweit 
ein Erstattungsanspruch gegen Dritte be- 
standen hat oder besteht. Sind Zuschüsse 
zum Beitrag gewährt worden, ist mit den für 
den gleichen Zeitraum gezahlten Zuschüs- 
sen gegen den Erstattungsanspruch aufzu- 
rechnen.” 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. September 1965 (BGBl. I S. 1448, 
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1458), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

„§5a 

Der monatliche Grundbetrag des Zuschusses 
zum Beitrag beträgt abweichend von § 4b Abs. 3 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 
in den Jahren 1986 und 1987 jeweils 25 Deutsche 
Mark.“ 

2. Nach § 6c wird folgender § 6d eingefügt: 

„§6d 

(1) Beitragspflichtige nach §27 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte scheiden aus 
der landwirtschaftlichen Alterskasse endgültig 
aus, wenn sie dies bis zum 31. Dezember 1986 
gegenüber der landwirtschaftlichen Alterskasse 
erklären. Die Erklärung wird wirksam mit Ab- 
lauf des Monats, in welchem sie der landwirt- 
schaftlichen Alterskasse zugegangen ist. 

(2) §3b Abs. 1 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in der ab 1. Januar 1986 gel- 
tenden Fassung gilt für die Zeit nach dem 
31. Dezember 1985 auch für Fälle, in denen der 
landwirtschaftliche Unternehmer vor dem 1. Ja- 
nuar 1986 verstorben ist und der Hinterbliebene 
das 45. Lebensjahr vor diesem Zeitpunkt vollen- 
det hatte. Satz 1 gilt entsprechend für eine lau- 
fende Geldleistung nach §40a Abs. 5 des Geset- 
zes über eine Altershilfe für Landwirte. 

(3) § 9a des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der am 31. Dezember 1985 gelten- 
den Fassung gilt für Leistungen, auf die zu die- 
sem Zeitpunkt Anspruch bestanden hat, für Be- 
zugszeiten nach diesem Zeitpunkt weiter, wenn 
dies für den Berechtigten günstiger ist. 

(4) Für nach § 14 Abs. 1 Buchstabe b des Geset- 
zes über eine Altershilfe für Landwirte beitrags- 
pflichtige mitarbeitende Familienangehörige, 
die am 31. Dezember 1985 das 50. Lebensjahr 
vollendet haben, aber am 1. Mai 1980 das 50. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hatten, gelten für 
Zeiten vom 1. Mai 1980 bis 31. Dezember 1985 für 
jeden Kalendermonat, in dem sie mitarbeitende 
Familienangehörige waren, Beiträge als entrich- 
tet. Leistungsanteile, die aufgrund der Beiträge 
nach Satz 1 gezahlt werden, werden bei der Fest- 
setzung der Höhe der Bundesmittel nach § 13 
Satz 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte nicht berücksichtigt. 

(5) Für Zeiten vom 1. Mai 1980 bis 31. Dezem- 
ber 1985, die noch nicht mit Beiträgen belegt 
sind, gelten für jeden Kalendermonat, in dem 
die in §40a des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte genannten Personen mitarbei- 
tende Familienangehörige waren, Beiträge als 
entrichtet, wenn sie 


a) für ihre Tätigkeit als mitarbeitende Fami- 
lienangehörige in diesem Zeitraum nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Kranken- 
versicherung der Landwirte versichert waren 
oder ohne den nach § 94 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Land- 
wirte gestellten Antrag versichert gewesen 
wären und 

b) nach § 40 a des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte nur deshalb nicht beitrags- 
pflichtig waren, weil sie eine Versicherungs- 
zeit von 180 Kalendermonaten in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung vor dem 1. Mai 
1980 zurückgelegt haben. 

(6) Bei Anwendung des § 3 Abs. 4 Satz 2 und 
des § 3 a Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte stehen die nach § 27 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 
in der bis zum 31. Dezember 1973 geltenden Fas- 
sung entrichteten Beiträge den als landwirt- 
schaftlicher Unternehmer entrichteten Beiträ- 
gen gleich.“ 


3. §§ 7 bis 9 werden gestrichen. 


4. § 9 c erhält folgende Fassung: 

„§9c 

Der monatliche Beitrag für das Jahr 1986 be- 
trägt 152 Deutsche Mark.“ 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBL I S. 1433), zu- 
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1984 (BGBl. I S. 1716), wird wie folgt 
geändert: 


1. In § 2 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „und an 
Kindes Statt angenommene Kinder“ gestrichen. 


2. § 4a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Unternehmer der Seen- und Flußfi- 
scherei und der Imkerei, die nur aufgrund 
des § 2 Abs. 1 a versichert sind, werden auf 
Antrag von der Versicherungspflicht nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 befreit, solange sie bei einem Trä- 
ger der Krankenversicherung freiwillig mit 
Anspruch auf Krankengeld versichert sind. 
Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt“ 
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3. § 67 a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „des Unterneh- 
merbeitrags“ durch die Worte „des in Satz 1 
genannten Unternehmerbeitrags“ ersetzt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die in Absatz 3 genannten Beiträge sind nur 
zu entrichten, soweit sie zusammen mit dem 
Betrag des Unternehmerbeitrags und den 
Beiträgen nach Absatz 2 den Beitrag der 
höchsten Beitragsklasse nicht übersteigen “ 

4. Nach § 117 wird folgender § 118 angefügt: 

„§ 118 

Tritt ein in § 4a Abs. 2 bezeichneter Versicher- 
ter bis zum 30. September 1986 nach § 176 Abs. 1 
Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung einem 
Träger der Krankenversicherung bei, so gelten 
die in § 176 Abs. 1 Satz 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung genannte Einkommensgrenze 
und § 176 Abs. 3, §§ 207 sowie 310 Abs. 2 und 3 der 
Reichsversicherungsordnung nicht.“ 


Artikel 4 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

§ 23 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialgesetz- 
buch (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 
1975, BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Juli 1984 (BGBl. I S. 1029) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

„f) Zuschuß zum Beitrag,“. 

2. Die bisherigen Buchstaben f und g werden 
Buchstaben g und h; in Buchstabe h wird das 
Wort „Unternehmer“ durch die Worte „Unter- 
nehmer und mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen“ ersetzt. 


Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzver- 
sorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 (BGBl. I S. 1660), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
13. April 1984 (BGBl. I S. 610), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Dem § 12 wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Bei Anwendung des Absatzes 1 Buchsta- 
be!) steht für Bezugszeiten vom 1. Juli 1985 an 
eine Rente wegen Berufsunfähigkeit einer 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit gleich, wenn 


die Rente wegen Berufsunfähigkeit vor dem 
1. Januar 1977 bewilligt wurde und der Bezieher 
dieser Rente nach deren Beginn bis zum Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit oder dem Beginn eines 
Altersruhegeldes keine Pflichtbeiträge mehr zur 
gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt hat 
oder eine selbständige Erwerbstätigkeit nicht 
ausgeübt hat.“ 

2. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

Die Kosten der Ausgleichsleistung einschließ- 
lich ihrer Verwaltungskosten trägt der Bund.“ 

3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „höchstens“ 
gestrichen. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Ausgleichsleistung für Zeiten vom 
1. Juli des Vorjahres bis zum 30. Juni des je- 
weils laufenden Jahres wird nachträglich in 
einer Summe ausgezahlt.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden am Ende die Worte 
„und durch schriftlichen Verwaltungsakt“ 
eingefügt. 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

5. § 17 wird gestrichen. 

Artikel 6 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 1984 (BGBl. I 

S. 1713), wird wie folgt geändert: 

1. In § 52 a Abs. 2 Satz 2 wird die Textstelle „Buch- 
stabe c“ gestrichen. 

2. In § 52 b Abs. 1 wird die Verweisung „§ 38 Abs. 2“ 
durch „§ 1 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei- 
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nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1984 (BGBL I 
S. 1713), wird wie folgt geändert: 

1. In § 50 b Abs. 2 Satz 2 wird die Textstelle „Buch- 
stabe c** gestrichen. 

2. In § 50 c Abs, 1 wird die Verweisung „§ 38 Abs. 2“ 
durch „§ 1 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Dem § 14 b Abs. 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 
1980 (BGBl. I S. 425), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes vom 17, Juli 1984 (BGBl. I S. 943) ge- 
ändert worden ist, wird angefügt: „Sind Zuschüsse 
zum Beitrag nach § 3 c des Gesetzes über eine Al- 


tershilfe für Landwirte gewährt worden, ist mit den 
für den gleichen Zeitraum gezahlten Zuschüssen 
gegen den Erstattungsanspruch aufzurechnen.“ 

Artikel 9 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 am 1. Januar 1986 in Krsift. 

(2) Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe a tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 1984 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Ausgangslage 
1. Altershilfe für Landwirte 

Die Altershilfe für Landwirte hat sich als eigen- 
ständige Einrichtung der sozialen Sicherung der 
landwirtschciftlichen Unternehmer bewährt. Sie 
bietet ihren Mitgliedern ein Lei stungs Spektrum, 
das auf die Bedürfnisse dieser Personengruppe ab- 
gestimmt ist. 

a) Beitragsbelastung 

Die Altershilfe für Landwirte wird fast ausschließ- 
lich durch Bundeszuschüsse und Beiträge der land- 
wirtschaftlichen Unternehmer finanziert (§12 
Abs. 1 GAL). Der Beitrag wird in einer für alle Bei- 
tragspflichtigen gleichen Höhe erhoben. Er orien- 
tiert sich somit weder an der Größe des Unterneh- 
mens noch am Einkommen des landwirtschaftli- 
chen Unternehmers. Die Höhe des Beitrages ist al- 
lein abhängig von der Höhe des Gesamtaufwandes 
aller Alterskassen, der Höhe des Bundeszuschusses 
(§13 GAL), der Höhe der sonstigen Einnahmen der 
Alterskassen und der Zahl der Beitragspflichtigen. 
Der nicht durch Bundeszuschüsse und sonstige Ein- 
nahmen gedeckte Aufwand der Alterskassen ist zu 
gleichen Teilen auf alle Beitragspflichtigen umzule- 
gen. 1985 beträgt der Einheitsbeitrag 129 DM/Mo- 
nat. 

Die Agrarberichte der Bundesregierung ab 1982 
weisen aus, daß der Anteil der Beiträge zur Alters- 
hilfe für Landwirte am Unternehmensgewinn 
steigt. Ertragsschwächere Unternehmen müssen ei- 
nen höheren Anteil ihres Gewinns für ihre Alters- 
sicherung verwenden als ertragsstärkere. 

Der durchschnittliche Aufwand der Vollerwerbsbe- 
triebe für die Altershilfe für Landwirte ist vom 
Wirtschaftsjahr 1980/81 zum Wirtschaftsjahr 1983/ 
84 von 891 DM auf 1 489 DM gestiegen. Der Anstieg 
der Beitragsbelastung ergibt sich aus der Steige- 
rung der Leistungsaufwendungen, den Kürzungen 
der Bundeszuschüsse und aus dem Rückgang der 
Zahl der Beitragszahler. Dieser beruht neben dem 
Strukturwandel auch zu einem wesentlichen Teil 
auf der immer deutlicher erkennbaren Neigung der 
Nebenerwerbslandwirte, sich wegen der Sozialab- 
gabenbelastung von der Beitragspflicht in der Al- 
tershilfe für Landwirte befreien zu lassen. Das oh- 
nehin schon problematische Verhältnis von Lei- 
stungsempfängern zu Beitragszahlern wird damit 
weiter verschärft. 

Im Wirtschaftsjahr 1983/84 mußte ein Kleinbetrieb 
(Standardbetriebseinkommen unter 20 000 DM) 
etwa 10,1 V. H. seines Gewinns für die Altershilfe 


für Landwirte auf wenden, während der Gewinn ei- 
nes größeren Betriebes (50 000 und mehr DM Stan- 
dardbetriebseinkommen) nur mit etwa 3,0 v. H. be- 
lastet wurde. Der Kleinbetrieb muß damit einen 
mehr als dreimal so hohen Anteil seines Gewinns 
für die gesetzliche Alterssicherung aufwenden als 
ein größerer Betrieb. Gemessen an der Ertragskraft 
des Unternehmens werden daher die Beitrags- 
pflichtigen wesentlich ungleich belastet. Der Ein- 
heitsbeitrag in der Alters hilf e für Landwirte hat 
eine bei sinkender Ertragskraft des Unternehmens 
steigende prozentuale Beitragsbelastung zur Folge. 

Der Deutsche Bundestag hat deshalb in einer Ent- 
schließung vom 16. Dezember 1982 (BT-Drucksache 
9/2283) die Bundesregierung aufgefordert, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der eine sozial gerech- 
tere Verteilung der Bundesmittel in der Altershilfe 
für Landwirte unter Berücksichtigung der Einkom- 
menssituation vorsieht. Dieser parlamentarische 
Auftrag wurde durch eine entsprechende Prüfungs- 
bitte des Bundesrates in seiner Stellungnahme zum 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 (BT-Drucksache 10/335 
Nr. 11) nochmals unterstrichen. Das gleiche Anlie- 
gen lag einer anläßlich der Beratung des Agrarbe- 
richts 1983 angenommenen Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 13. Oktober 1983 (BT- 
Drucksache 10/89) zugrunde. Hierdurch wurde die 
Bundesregierung ersucht, das eigenständige soziale 
Sicherungssystem in der Landwirtschaft bei stärke- 
rer Orientierung der staatlichen Zuschüsse an der 
betrieblichen Leistungsfähigkeit zu erhalten. 


b) Alters- und Invaliditätssicherung mitarbeiten- 
der Familienangehöriger 

Die soziale Absicherung für das Alter und bei Inva- 
lidität der mitarbeitenden Familienangehörigen in 
der Landwirtschaft ist unbefriedigend; auch fehlt 
bisher eine Hinterbliebenenversorgung. Während 
die soziale Sicherung bei Arbeitsunfall und Krank- 
heit bereits seit längerem ohne Rücksicht aul das 
Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses besteht, ist 
der mitarbeitende Familienangehörige für das Al- 
ter und den Fall der Invalidität nur abgesichert, 
wenn ein Arbeitsvertrag mit daraus folgender Ver- 
sicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung vorliegt. Oft schon aus Kostengründen ist 
jedoch vom Abschluß eines Arbeitsvertrags abgese- 
hen worden. Es wurde zwar in der Vergangenheit 
häufig an die Notwendigkeit der sozialen Absiche- 
rung dieses Personenkreises erinnert und der Ab- 
schluß von Arbeitsverträgen gefordert, aber ohne 
sichtbaren Erfolg. Bereits zweimal wurde deshalb 
in der Vergangenheit ein bestimmter Kreis älterer 
mitarbeitender Familienangehöriger in die Alters- 
hilfe für Landwirte einbezogen (§§ 38 bis 40 a GAL), 
zuletzt im Jahre 1980. Das eigentliche Problem, jün- 
geren mitarbeitenden Familienangehörigen einen 
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Alters- und Invaliditätsschutz mit Hinterbliebenen- 
versorgung in einem allen Beteiligten zumutbaren 
Rahmen zu gewährleisten, konnte dadurch jedoch 
nicht gelöst werden. 

c) Härtefälle in der Hinterbliebenensicherung 

In der Hinterbliebenensicherung haben sich inso- 
fern Härten und Schwierigkeiten bei der Tatbe- 
standsermittlung ergeben, als Witwen und Witwer 
landwirtschaftlicher Unternehmer ab vollendetem 
45. Lebensjahr u. a. nur dann eine laufende Geldlei- 
stung erhalten, wenn von ihnen eine Beschäftigung 
in bestimmtem Umfang nicht erwartet werden 
kann. Theorie und Praxis wiesen seit längerem auf 
die Problematik und ungerechtfertigten Ergebnisse 
dieser Leistungsvoraussetzung hin. Insbesondere 
im ländlichen Bereich hatte die Feststellung der 
Unzumutbarkeit einer Erwerbstätigkeit erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet. 

2. Zusatzaltersversorgung land- und forst- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer 

Die soziale Lage ehemaliger Arbeitnehmer der 
Land- und Forstwirtschaft ist im Alter vielfach un- 
günstiger als bei vergleichbaren Arbeitnehmern an- 
derer Wirtschaftszweige, nicht zuletzt bedingt 
durch die in der Vergangenheit aufgrund der übli- 
chen Naturalentlohnung niedrigen Löhne in diesem 
Wirtschaftszweig. Für ehemalige Land- und Forst- 
arbeiter, die wegen ihres vorgerückten Alters keine 
oder nur geringe Ansprüche im Rahmen der tarif- 
vertraglich vereinbarten Zusatz alter sversorgung 
haben, wird aus Bundesmitteln eine Ausgleichslei- 
stung gewährt (vgl. Gesetz über die Errichtung ei- 
ner Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 — 
BGBl. I S. 1660). Seit 1979 beträgt diese Ausgleichs- 
leistung unverändert bei Verheirateten höchstens 
70 DM und für Alleinstehende 42 DM monatlich. 
Voraussetzung hierfür ist u. a., daß der Empfänger 
in den letzten 25 Jahren vor Beginn des Altersruhe- 
geldes oder der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 
mindestens 180 Kalendermonate eine Beschäfti- 
gung als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer ausge- 
übt hat. Die Einhaltung dieser Rahmenfrist ist in 
solchen Fällen vielfach nicht möglich, in denen auf- 
grund der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur 
Abgrenzung der Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
bis Ende 1977 zunächst nur eine Rente wegen Be- 
rufsunfähigkeit gewährt wurde. Die Betroffenen se- 
hen darin eine ungerechtfertigte Härte, weil sie 
nicht selten nach der neueren höchstrichterlichen 
Rechtsprechung bereits damals eine Rente wegen 
Erwerbsunfähigkeit erhalten hätten und somit die 
Rahmenfrist gewahrt gewesen wäre. 


II. Ziel und Inhalt des Gesetzentwurfs 

1. Der Gesetzentwurf enthält vier Schwerpunkte; 
er bringt vor allem 

— für einkommensschwache Klein- und Mittel- 
betriebe eine finanzielle Entlastung durch 


Einführung eines Beitragszuschusses, der im 
Ergebnis eine sozial gerechtere Verteilung 
der Bundesmittel in der Altershilfe für Land- 
wirte bewirkt, 

— eine teilweise Rückgängigmachung der in 
den vergangenen Jahren erfolgten Kürzun- 
gen der Bundesmittel in der Altershilfe für 
Landwirte, 

— für jüngere mitarbeitende Familienangehö- 
rige in der Land- und Forstwirtschaft eine 
auch für die landwirtschaftlichen Unterneh- 
mer tragbare soziale Absicherung für den 
Fall des Alters, der Invalidität und des Todes 
in der Altershilfe für Landwirte, 

— die Beseitigung von Härtefällen in der Ver- 
sorgung Hinterbliebener älterer mitarbeiten- 
der Familienangehöriger und landwirtschaft- 
licher Unternehmer sowie in der Zusatzver- 
sorgung für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft aufgrund einer gewandelten 
höchstrichterlichen Rechtsprechung. 

2. Bei der finanziellen Entlastung der Klein- und 

Mittelbetriebe in der Landwirtschaft durch Ein- 
führung eines Zuschusses zur Beitragszahlung 

wird von folgenden Grundsätzen ausigegangen: 

— Die doppelte Zielsetzung der Altershilfe für 
Landwirte in sozial- und agrarstrukturpoliti- 
scher Hinsicht bleibt unberührt, 

— die Altershilfe für Landwirte gewährt weiter- 
hin eine einheitliche Teilsicherung nach dem 
Grundsatz „einheitlicher Beitrag = einheitli- 
che Leistung“, 

— es wird weiterhin ein Einheitsbeitrag erho- 
ben; Klein- und Mittelbetriebe erhalten 
hierzu allerdings einen gestaffelten Zuschuß 
zwecks Milderung der für sie sozial nicht 
mehr tragbaren Folgen des Einheitsbeitrags 
in diesem Bereich, 

— um die finanzielle Entlastung der Unterneh- 
men gezielt wirken zu lassen, sind „Ober- 
grenzen“ bei der Zuschußgewährung erfor- 
derlich, die nicht nur das landwirtschaftliche 
Einkommenspotential berücksichtigen; Voll-, 
Zu- und Nebenerwerbslandwirte werden 
gleichbehandelt, 

— der Zuschuß ist nach verwaltungseinfachen 
Modalitäten zu erbringen, 

— der generellen Einkommenssituation der 
landwirtschaftlichen Betriebe ist Rechnung 
zu tragen. 

Im einzelnen gelten folgende grundsätzliche Rege- 
lungen für die Zahlung eines Zuschusses zum Bei- 
trag: 

— Landwirtschaftliche Unternehmer erhalten 
einen Zuschuß zum Beitrag, wenn ihr Er- 
werbs- und Erwerbsersatzeinkommen bzw. 
der Wirtschaftswert des Unternehmens ei- 
nen bestimmten Grenzwert nicht überschrei- 
ten, der sich an einem Einkommen in Höhe 
des l,2fachen der Bezugsgröße (FV § 18 SGB) 
und an einem Wirtschaftswert von 30 000 DM 
orientiert; auch bei Beitragspflichtigen nach 
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§ 27 GAL wird an das Einkommen und den 
Wirtschaftswert, hier der „Restgröße“ des 
früheren landwirtschaftlichen Unterneh- 
mens im Sinne des Gesetzes über eine Al- 
tershilfe für Landwirte, angeknüpft; bei Fluß- 
und Seenfischern sowie Imkern ist nur das 
Einkommen maßgebend, 

— die Betriebe werden in drei Zuschußklassen 
je nach Unternehmensumfang und Einkom- 
mensverhältnissen eingeteilt, 

— die Zuschußklassen und die jeweilige Höhe 
des einzelnen Zuschusses sind gesetzlich 
festgelegt, 

— ein Betrag in Höhe von 7,5 v. H. der nach § 13 
GAL für das vorvergangene Kalenderjahr zu- 
stehenden Bundesmittel wird entsprechend 
der Einkommenssituation der Betriebe ver- 
wendet, 

— der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung gibt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten jeweils die Zuschußbeträge im 
Bundesanzeiger bekannt. 

3. Im Hinblick auf die veränderte Situation im Be- 
reich der Landwirtschaft (vgl. I. 1.) soll der Bun- 
desmittelanteil an den Aufwendungen für Al- 
ters-, Hinterbliebenen- und Waisengelder auf 
79 V. H. festgesetzt werden. 

4. Über die bereits in früheren Jahren erfaßten äl- 
teren mitarbeitenden Familienangehörigen hin- 
aus werden nunmehr auch jüngere mitarbei- 
tende Familienangehörige in der Landwirtschaft 
in der Altershilfe für Landwirte beitragspflich- 
tig, um ihnen und ihren Familienangehörigen 
einen sozialen Schutz für den Fall des Alters, 
der Invalidität und des Todes zu geben. 

Es sollen wie in der Vergangenheit nur solche 
mitarbeitende Familienangehörige erfaßt wer- 
den, die nach bisherigem Recht aufgrund ihrer 
Tätigkeit als mitarbeitender Familienangehöri- 
ger keine hinreichende Invaliditäts- und Alters- 
sicherung haben. Es ist mit ca. 30 000 bis 35 000 
mitarbeitenden Familienangehörigen zu rech- 
nen, von denen ein wesentlicher Teil allerdings 
rentenversicherungspflichtig ist. Da für renten- 
versicherungspflichtige mitarbeitende Familien- 
angehörige eine Befreiungsmöglichkeit in der 
Altershilfe der Landwirte vorgesehen ist, wird 
davon ausgegangen, daß von den mitarbeiten- 
den Familienangehörigen ca. 15 000 bis 20 000 
Personen in der Altershilfe für Landwirte neu 
erfaßt werden. Zwischenzeitliche Arbeitnehmer- 
tätigkeiten werden im notwendigen Umfang be- 
rücksichtigt und führen nicht zum Verlust des 
sozialen Schutzes durch die Altershilfe für 
Landwirte. Wie bereits 1980 bei der Erweiterung 
des sozialen Schutzes dieser Personengruppe 
geht im Hinblick auf die soziale Verantwortung 
der landwirtschaftlichen Unternehmer für die 
bei ihnen tätigen Personen die Alters- und Inva- 
liditätssicherung zu Lasten der Unternehmer. 

Die mitarbeitenden Familienangehörigen wer- 
den in Höhe des halben Unternehmerbeitrags 


beitragspflichtig und erhalten deshalb auch nur 
Geldleistungen in halber Höhe der Leistungen 
an Unternehmer. Eine Hinterbliebenenversor- 
gung ist gewährleistet. 

5. a) Härtefälle bei älteren mitarbeitenden Famili- 

enangehörigen im Falle des Todes sollen da- 
durch vermieden werden, daß eine Hinter- 
bliebenenversorgung in der Altershilfe für 
Landwirte eingeführt wird. Die Härtefälle 
bei der Hinterbliebenensicherung landwirt- 
schaftlicher Unternehmer (aufgrund der Prü- 
fung der Zumutbarkeit einer Arbeitsauf- 
nahme nach Vollendung des 45. Lebensjah- 
res) sind durch die Rechtsprechung des Bun- 
dessozialgerichts (vgl. BSG 11 RLw 5/83, 6/83, 
6/84 und 7/84 vom 29. August 1984) weitge- 
hend beseitigt. Um eventuelle weitere Härte- 
fälle und vor allem einen erheblichen Ver- 
waltungsaufwand auszuschließen, wird die 
genannte Leistungsvoraussetzung gestri- 
chen. 

b) Die Arbeitnehmer in der Land- und Forst- 
wirtschaft, die aufgrund der höchstrichterli- 
chen Rechtsprechung vor 1977 nur eine 
Rente wegen Berufsunfähigkeit erhielten, 
sollen künftig dann eine Ausgleichsleistung 
nach dem Gesetz über die Errichtung einer 
Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft erhalten, 
wenn aufgrund der im Gesetz genannten An- 
haltspunkte anzunehmen ist, daß die neuere 
höchstrichterliche Rechtsprechung bereits 
damals (vor 1977) zur Bewilligung einer 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit geführt 
hätte. 

6. Im übrigen enthält der Gesetzentwurf 

— die Anhebung der Leistungsbemessungs- 
grenze „Wirtschaftswert“ bei der Übergangs- 
hilfe in der Altershilfe für Landwirte entspre- 
chend der Regelung beim Zuschuß zum Bei- 
trag, 

— eine Änderung der Voraussetzungen für die 
Möglichkeit der Nebenerwerbslandwirte, 
sich aufgrund ihrer Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung von der 
Altershilfe für Landwirte befreien zu lassen, 

— eine Befreiungsmöglichkeit für Beitrags- 
pflichtige nach § 27 GAL in der Altershilfe für 
Landwirte, wenn bis Ende 1986 ein entspre- 
chender Antrag gestellt wird, 

— eine Verbesserung der Übergangsvorschrif- 
ten für ältere mitarbeitende Familienangehö- 
rige, indem die bisherige Versicherungs- und 
damit auch Leistungsvoraussetzung, daß 
noch nicht für 180 Kalendermonate Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung ent- 
richtet sind, gestrichen wird, 

— die Streichung der Möglichkeit zur Nachent- 
richtung von Beiträgen zur Altershilfe für 
Landwirte; die Nachentrichtung in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung bleibt unbe- 
rührt. 
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— die Festlegung des Beitrages in der Alters- 
hilfe für Landwirte für das Jahr 1986, 

— eine Vereinfachung des Verwaltungsverfah- 
rens bei der Bewilligung der Ausgleichslei- 
stungen nach dem Gesetz über die Errich- 
tung einer Zusatzversorgungskasse für Ar- 
beitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft, 

— die Möglichkeit für Unternehmer der Seen- 
und Flußfischerei sowie der Imkerei, anstatt 
der Versicherung in der Krankenversiche- 
rung der Landwirte die Versicherung der all- 
gemeinen Krankenversicherung mit An- 
spruch auf Krankengeld zu wählen, 

— die Regelung des Rangverhältnisses zwi- 
schen Versorgungsbezügen und Arbeitsein- 
kommen bei der Beitragsberechnung in der 
Krankenversicherung der Landwirte. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte (GAL) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Die Regelung bezieht die mitarbeitenden Familien- 
angehörigen in den Kreis der Leistungsberechtig- 
ten ein. Bei der inhaltlichen Festlegung des Begriffs 
des mitarbeitenden Familienangehörigen wird auf 
eine getrennte Aufzählung der angenommenen 
Kinder verzichtet, da diese den Verwandten im er- 
sten Grad gleichgestellt und daher von diesem Be- 
griff mitumfaßt sind. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

Um Härten in Einzelfäilen auszuschließen, wird bei 
der Gewährung von Altersgeld und vorzeitigem Al- 
tersgeld an landwirtschaftliche Unternehmer die 
Zeit des Bezugs von Hinterbliebenengeld der Zeit 
des Bezugs von vorzeitigem Altersgeld gleichge- 
stellt Durch eine entsprechende Änderung des § 27 
GAL wird nach Wegfall des Hinterbliebenengeldes, 
z. B. wegen Beendigung der Bedarfssituation, die 
Weiterentrichtung von Beiträgen ermöglicht. Im üb- 
rigen handelt es sich um eine Folgeänderung zur 
Einbeziehung der mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen. 

Zu Buchstaben b und c 

Mitarbeitende Familienangehörige sollen insbeson- 
dere unter folgenden Leistungsvoraussetzungen 
Leistungen aus der Altershilfe für Landwirte erhal- 
ten: 

— Die Zeit vom Beginn der Beitragspflicht bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalls muß zur Hälfte 
mit Beiträgen belegt sein oder 


— während der 10/25 Jahre, die dem Versiche- 
rungsfall (Erwerbsunfähigkeit/ Alter) vorausge- 
gangen sind, müssen mindestens 60/180 Kalen- 
dermonate mit Beiträgen belegt sein. 

Diese Leistungsvoraussetzungen führen dazu, daß 
nur die mitarbeitenden Familienangehörigen lei- 
stungsberechtigt sind, deren soziale Absicherung 
durch ihre Tätigkeit als mitarbeitender Familienan- 
gehöriger geprägt ist. Dabei wird aufgrund der Ver- 
pflichtung des Unternehmers zur Beitragszahlung 
eine lückenlose Beitragsentrichtung für Zeiten der 
beitragspflichtigen Tätigkeit als mitarbeitender Fa- 
milienangehöriger unterstellt. 

Die Leistungsvoraussetzungen sind damit eng an 
die für landwirtschaftliche Unternehmer angelehnt, 
allerdings unter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse bei mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen. 

Beiträge als Unternehmer oder nach § 27 GAL ste- 
hen den Beiträgen als mitarbeitender Familienan- 
gehöriger insoweit gleich. Zeiten einer rentenversi- 
cherungspflichtigen Beschäftigung als mitarbeiten- 
der Familienangehöriger, für die nicht gleichzeitig 
Beiträge zur landwirtschaftlichen Alterskasse ge- 
zahlt sind, werden hingegen ausgenommen, um un- 
gerechtfertigte Nachteile für den mitarbeitenden 
Familienangehörigen zu vermeiden. Die Hinterblie- 
benenversorgung wird analog derjenigen für Unter- 
nehmer übernommen. Der Leistungskatalog ist so- 
mit identisch mit demjenigen der landwirtschaftli- 
chen Unternehmer nach Hofabgabe. 

Es wird ferner den mitarbeitenden Familienange- 
hörigen ermöglicht, sich unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Beiträge erstatten zu lassen, um sie 
z. B. zum Aufbau einer Alterssicherung in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung einzusetzen (vgl. 
Nummer 17 Buchstabe b). 

Die einzelnen Leistungsarten für mitarbeitende Fa- 
milienangehörige sind jeweils den für landwirt- 
schaftliche Unternehmer entsprechenden Bestim- 
mungen angefügt worden. § 2 Abs. 1 a GAL enthält 
die Regelungen für das Altersgeld an mitarbeitende 
Familienangehörige, §2 Abs. 2 a GAL die entspre- 
chende Regelung für das vorzeitige Altersgeld. 


Zu Nummer 3 (§ 3) 

Zu Buchstaben a und b 

Folgeänderungen zur Einbeziehung der mitarbei- 
tenden Familienangehörigen. 


Zu Buchstabe c 

Die Regelung enthält die Versorgung von Witwen 
und Witwern mitarbeitender Familienangehöriger 
mit Altersgeld und vorzeitigem Altersgeld in Anleh- 
nung an die Leistungen für Hinterbliebene land- 
wirtschaftlicher Unternehmer. 
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Zu Nummer 4 (§ 3 a) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderungen zur Einbeziehung der mitarbei- 
tenden Familienangehörigen. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung enthält die Versorgung von Waisen 
mitarbeitender Familienangehöriger in Anlehnung 
an das Waisengeld beim Tode landwirtschaftlicher 
Unternehmer. 


Zu Nummer 5 (§ 3 b) 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung in Buchstabe aa führt dazu, daß künf- 
tig die Unzumutbarkeit einer beruflichen Tätigkeit 
nicht mehr für die Bewilligung eines Hinterbliebe- 
nengeldes ab dem 45. Lebensjahr an hinterbliebene 
Ehegatten maßgebend ist (vgl. hierzu Begründung 
Allgemeiner Teil I 1. c. und II 5.a.). 

Buchstabe bb ist eine Folgeänderung zur Einbezie- 
hung der mitarbeitenden Familienangehörigen. 


Zu Buchstabe b 

Die Regelung enthält die Versorgung hinterbliebe- 
ner Ehegatten von mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen mit Hinterbliebenengeld in Anlehnung an die 
Leistungen für Hinterbliebene landwirtschaftlicher 
Unternehmer. 


Zu Nummer 6 (§ 3 c) 

Zu Absatz 1 

Mit der Regelung wird als neue Leistungsart ein 
Zuschuß zum Einheitsbeitrag zugunsten von Klein- 
und Mittelbetrieben eingeführt Zur Abgrenzung 
der Zuschußberechtigten sind „Obergrenzen“ vorge- 
sehen (Absatz 1). 

Im Hinblick auf das Ziel der Maßnahme, die Bun- 
de smittel in der Altershilfe für Landwirte unter Be- 
rücksichtigung der Einkommenssituation sozial ge- 
rechter zu verteilen, genügt es nicht, nur an die 
Unternehmensgröße anzuknüpfen. Vielmehr ist 
auch das außerlandwirtschaftliche Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen des Unternehmers und 
seines Ehegatten zu berücksichtigen. Wegen der an- 
gestrebten unmittelbaren Entlastung einkommens- 
schwacher Betriebe von ihrer aktuellen finanziellen 
Belastung wäre zwar die Heranziehung des im Be- 
willigungszeitraum erzielten Einkommens wün- 
schenswert; wegen der verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten bei der Ermittlung des Einkom- 
mens des laufenden Kalenderjahres muß jedoch im 
Interesse einer verwaltungspraktikablen Regelung 
auf das Einkommen des vergangenen Kalenderjah- 
res Bezug genommen werden. Außerdem werden 


durch den Rückgriff auf das letzte Kalenderjahr 
Arbeitnehmer und Selbständige gleichbehandelt, da 
laufendes Arbeitseinkommen in der Regel nur auf 
der Grundlage des Arbeitseinkommens des letzten 
Kalenderjahres geschätzt werden kann. Allerdings 
wird dem Berechtigten die Möglichkeit eröffnet, bei 
wesentlichen Einkommensminderungen im laufen- 
den Kalenderjahr einen Antrag auf Neufeststellung 
seiner Leistungsberechtigung zu stellen (Absatz 7). 

Dem Zuschuß liegt ein Jahresbetrag zugrunde, weil 
kurzfristige Einkommens Schwankungen auch im 
Interesse einer verwaltungseinfachen Regelung 
keinen Einfluß auf die Zahlung eines Zuschusses 
haben und einmalige Zahlungen angemessen einbe- 
zogen werden sollen. 

Die Erfassung des Einkommens beider Ehegatten 
entspricht grundsätzlich der in der Landwirtschaft 
üblichen Betrachtungsweise, daß der landwirt- 
schaftliche Betrieb gemeinsam geführt wird, auch 
wenn nur ein Ehegatte als beitragspflichtiger Un- 
ternehmer gilt Diese „Ganzheitsbetrachtung“ liegt 
daher auch beim Einkommen nahe. Sie entfällt, 
wenn beide Ehegatten selbst beitragspflichtige 
landwirtschaftliche Unternehmer sind oder dau- 
ernd getrennt leben. 

Für mitarbeitende Familienangehörige wird auch 
ein Zuschuß zum Beitrag gewährt, aber entspre- 
chend dem halben Beitrag des Unternehmers auch 
nur in halber Höhe des Zuschusses an den Unter- 
nehmer, dessen Verhältnisse ausschlaggebend sind. 
Den Zuschuß erhält der Unternehmer, da er auch 
den Beitrag trägt. 


Zu Absatz 2 

Der Zielsetzung der Altershilfe für Landwirte, die 
ein eigenständiges Sicherungssystem mit Grundsi- 
cherungscharakter ist, das sich bewährt hat, sowie 
deren besonderen Belangen entsprechend wird das 
beim Beitragszuschuß zu berücksichtigende Ein- 
kommen an den altershilfespezifischen Einkom- 
menskatalog der Übergangshilfe (§ 9 a GAL) ange- 
bunden. Der Einkommenssituation im landwirt- 
schaftlichen Haushalt, gleichgültig, ob das Einkom- 
men aus aktiver beruflicher Tätigkeit oder aus ei- 
ner Sozialleistung stammt, wird damit in angemes- 
senem Umfang Rechnung getragen. Voll-, Zu- und 
Nebenerwerbslandwirte werden gleichbehandelt. 
Der Begriff des Arbeitsentgelts und Arbeitseinkom- 
mens ergibt sich aus den IV §§ 14 und 15 SGB. Ver- 
gleichbares Einkommen nach Absatz 2 Buchstabe a 
sind insbesondere Bezüge aus einem öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnis, z. B. der Minister und 
Parlamentarischen Staatssekretäre, und Entschädi- 
gungen für Abgeordnete sowie vom Arbeitgeber ge- 
zahlte Überbrücküngsgelder und Vorruhestandsgel- 
der. Vergleichbare Sozialleistungen nach Absatz 2 
Buchstabe c sind beispielsweise das Mutterschafts- 
urlaubsgeld, Kurzarbeiter- und Schlechtwettergeld, 
nicht aber Leistungen mit fürsorgerechtlichem 
Charakter wie die Arbeitslosenhilfe oder Sozial- 
hilfe. 
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Zu Absatz 3 

Die Obergrenze für den Beitragszuschuß (Absatz 3) 
ist an dem Einkommenspotential eines landwirt- 
schaftlichen Unternehmens mit einem Wirtschafts- 
wert von 30 000 DM ausgerichtet. Der Wirtschafts- 
wert ist ein praktikabler, vom Gesetzgeber bereits 
für die Ermittlung der Unternehmereigenschaft in 
der Altershilfe für Landwirte anerkannter Maßstab. 
Hiernach dürfte ca. die Hälfte aller beitragspflichti- 
gen landwirtschaftlichen Unternehmer einen Bei- 
tragszuschuß erhalten. 

Der Grenzwert wird nach Absatz 3 ermittelt, indem 
das im letzten Kalenderjahr erzielte Einkommen 
des Berechtigten (einschließlich des Einkommens 
seines Ehegatten) zum l,2fachen der Bezugsgröße 
des laufenden Kalenderjahres und der Wirtschafts- 
wert des einzelnen Unternehmens zu einem Wirt- 
schaftswert von 30 000 DM in Beziehung gesetzt 
wird. Beide Werte zusammen dürfen die Zahl 100 
nicht überschreiten. Hierdurch wird das landwirt- 
schaftliche und außer! and wirtschaftliche Einkom- 
menspotential gleichgewichtig berücksichtigt, wo- 
bei der Tatsache Rechnung getragen wird, daß das 
außerlandwirtschaftliche Einkommen einkommen- 
steuer- und sozialabgabenpflichtig ist. Der Grenz- 
wert berechnet sich demnach aus der Summe der 
Werte, die sich ergeben, wenn 

a) das Einkommen durch das 0,012fache der Be- 
zugsgröße des laufenden Kalenderjahres und 

b) der Wirtschafts wert des Unternehmens durch 
300 geteilt wird. 

Beispiel: 

Ein landwirtschaftliches Unternehmen hat einen 
Wirtschaftswert von 15 000 DM; das zu berücksichti- 
gende Einkommen beträgt 18 000 DM. Daraus er- 
gibt sich folgende Berechnung: 

a) 18 000 geteilt durch (0,012 x 33 600) = 44,64; 

d. h. Einkommen geteilt durch das 0,012fache der 
aktuellen Bezugsgröße (hier: Wert 1985), da das 
l,2fache der Bezugsgröße die Obergrenze ist. 

b) 15 000 geteilt durch 300 = 50; 

d. h. Wirtschaftswert geteilt durch 300; der Fak- 
tor ergibt sich daraus, daß ein Wirtschafts wert 
von 30 000 DM die höchstens zu berücksichti- 
gende Unternehmensgröße ist. 

Die Summe der Werte a) und b) ergibt 94,64, so daß 
der Unternehmer zuschußberechtigt ist; nach §4b 
Abs. 1 GAL wird ein Zuschuß der Klasse I gezahlt. 

Der Höchstbetrag des außerlandwirtschaftlichen 
Einkommens (1985: 40 320 DM) kommt nie voll zum 
Zuge, weil der Grenzwert auch die Berücksichti- 
gung des im Wirtschaf tswert des Unternehmens 
zum Ausdruck kommenden Einkommenspotentials 
fordert und dadurch der genannte Betrag minde- 
stens um einen Einkommensanteil gekürzt werden 
muß, der dem Wirtschaftswert eines Unternehmens, 
das eine Existenzgrundlage im Sinne des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte bildet, ent- 


spricht. Das Einhalten der Einkommensgrenze muß 
vom Berechtigten nachgewiesen werden (I § 60 
SGB). 

Die Nachweispflicht besteht nach I § 65 Abs. 1 Nr. 3 
SGB nicht, soweit die Alterskasse die erforderli- 
chen Angaben durch einen geringeren Aufwand als 
der Antragsteller selbst beschaffen kann. Der An- 
tragsteller kann jedes geeignete Beweismittel ver- 
wenden; also Arbeitnehmer insbesondere Arbeits- 
entgeltbescheinigungen und entsprechende Anga- 
ben in der Lohnsteuerkarte des letzten Kalender- 
jahres. Selbständige werden in der Regel den letz- 
ten Einkommensteuerbescheid vorlegen müssen. 
Soweit es sich hierbei nicht um den Steuerbescheid 
des letzten Kalenderjahres handelt, kann im Rah- 
men des X § 21 SGB auch von dem Einkommensteu- 
erbescheid des vorletzten Kalenderjahres ausge- 
gangen werden; das sich hieraus ergebende Ein- 
kommen ist entsprechend den Umständen des Ein- 
zelfalles anzupassen (X §§ 20, 21 SGB). 


Zu Absatz 4 

Maßgebend sind nach Absatz 4 immer die betriebli- 
chen Verhältnisse am 30. November des vergange- 
nen Jahres, um den im Herbst des jeweiligen Vor- 
jahres häufig auftretenden Änderungen noch Rech- 
nung tragen zu können. Wurde das Unternehmen 
allerdings erstmalig nach dem vorgenannten Stich- 
tag bewirtschaftet und damit Beitragspflicht be- 
gründet, soll der Tag der Betriebsaufnahme maßge- 
bend sein. Außerdem wird der unterschiedlichen 
Einkommenssituation Rechnung getragen, wenn 
ein Unternehmer mehrere Unternehmen betreibt. 
Sind in einem Unternehmen mehrere Beitrags- 
pflichtige tätig, wird für jeden der ungeteilte Wirt- 
schaftswert zugrunde gelegt. 


Zu Absatz 5 

Die Zuschußberechtigung der Fluß- und Seenfi- 
scher sowie Imker wird nur nach ihren Einkom- 
mensverhältnissen beurteilt, weil ein Wirtschafts- 
wert nicht feststellbar ist. 


Zu Absatz 6 

Beitragspflichtige nach § 27 GAL erhalten nach Ab- 
satz 6 den Zuschuß, wenn das Einkommen und der 
Wirtschaftswert des „Rückbehalts“ bzw. der noch 
vorhandenen landwirtschaftlichen Flächen den 
Grenzwert nicht überschreiten; entsprechend den 
Vorschriften der Altershilfe für Landwirte kann der 
Wirtschaf tswert der „Restflächen“ das Einfache der 
Existenzgrundlage eines landwirtschaftlichen Un- 
ternehmens nicht erreichen, da ansonsten Beitrags- 
pflicht Wiedereintritt. Ist der Beitragspflichtige 
nach § 27 GAL zur Weiterentrichtung von Beiträgen 
nicht mehr verpflichtet, soll auch kein Beitragszu- 
schuß mehr erbracht werden, es sei denn, die War- 
tezeit für ein Altersgeld ist noch nicht erfüllt. 
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Zu Absatz 7 

Nach Absatz 7 werden auf Antrag des Berechtigten 
Minderungen des Einkommens im laufenden Jahr 
der Antragstellung berücksichtigt, wenn sie zu ei- 
ner Veränderung in der Zuschußberechtigung oder 
Zuschußhöhe führen. Da es sich hierbei um eine 
Regelung zugunsten der Berechtigten handelt, 
bleibt die Zuschußberechtigung durch Einkom- 
menserhöhungen im laufenden Kalenderj ahr unbe- 
rührt. Die Einkommensminderung umfaßt auch den 
vollständigen Wegfall des Einkommens. Sie muß 
von einer gewissen Dauer sein, da Rückwirkungen 
auf die Zuschußberechtigung oder Zuschußhöhe 
glaubhaft zu machen sind. Bei der Feststellung des 
Umfangs der Einkommensminderung sind alle zu 
berücksichtigenden Einkommen heranzuziehen. 

Da das Einkommen in einer „vorausschauenden“ 
Beurteilung festzustellen, gegebenenfalls zu schät- 
zen ist, sollte der Berechtigte eine entsprechende 
Erklärung abgeben. Ergänzend zu dieser Erklärung 
hat der Berechtigte Beweismittel vorzulegen, die 
geeignet sind, diese Erklärung hinsichtlich der Ein- 
kommenshöhe zu erhärten. Die Art der Beweismit- 
tel muß sich nach der Art der beruflichen Tätigkeit 
und den Gegebenheiten des Einzelfalles richten. 

Als laufende Geldleistung wird der Zuschuß nur auf 
Antrag gezahlt (§ 29 GAL). 

Zu Nummer 7 (§ 4) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur Einbeziehung der mitarbeiten- 
den Familienangehörigen. 

Zu Buchstaben b, c, d und e 

§ 4 Abs. 1 a Buchstabe a GAL entspricht dem gelten- 
den Recht. 

Im übrigen wird neu die Leistungsberechnung bei 
solchen Personen geregelt, die nur oder auch Bei- 
träge als mitarbeitende Familienangehörige ent- 
richtet haben. Es gilt folgendes: 

Wer 

— nur Beiträge als mitarbeitender Familienange- 
höriger entrichtet hat oder 

— auch Beiträge als mitarbeitender Familienange- 
höriger entrichtet hat und die Voraussetzungen 
für die Leistungen an Unternehmer nicht er- 
füllt, 

erhält die Leistungen wie ein Unternehmer, aber 
nur in halber Höhe (§ 4 Abs. 1 a Buchstabe b GAL); 
ungeachtet der Tatsache, daß die Beitragszeit auch 
Unternehmerbeiträge umfassen kann. 

Wer die Voraussetzungen für Unternehmerleistun- 
gen erfüllt und auch Beiträge als mitarbeitender 
Familienangehöriger entrichtet hat, erhält die volle 
Unternehmerleistung; die Beiträge als mitarbeiten- 
der Familienangehöriger werden bei der Leistungs- 


staffelung aber nur mit einem Vomhundertsatz von 
1,5 (statt 3) berücksichtigt (§ 4 Abs. 1 c GAL). Bleiben 
bei der Leistungsstaffelung sowohl Beiträge als Un- 
ternehmer als auch als mitarbeitender Familienan- 
gehöriger unberücksichtigt, ergeben beide „Rest- 
größen“ zusammen aber mindestens zwölf Kalen- 
dermonate, so werden diese zwölf Kalendermonate 
ebenfalls mit 1,5 v, H. berücksichtigt, wenn die Bei- 
tragszeiten vor dem 65. Lebensjahr liegen. 

Die Leistungsvoraussetzungen sind wie bei Unter- 
nehmern in den §§ 2 bis 3 b GAL geregelt 

Die Änderung in § 4 Abs. 2 GAL stellt die Gleichbe- 
handlung von mitarbeitenden Familienangehörigen 
und Unternehmern hinsichtlich des „Sterbeviertel- 
jahres“ sicher. 

Die Änderung von § 4 Abs. 3 GAL ist eine Folge der 
generellen Einbeziehung der mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen in die Altershilfe für Landwirte. 
Sie vermeidet, daß in den Fällen, in denen beide 
Ehegatten Altersgelder beziehen, unter bestimmten 
Voraussetzungen Schwierigkeiten entstehen, und 
zwar dann, wenn das Altersgeld des ehemaligen 
landwirtschaftlichen Unternehmers durch einen 
höheren Vomhundertsatz gestaffelt ist als das Al- 
tersgeld für den mitarbeitenden Ehegatten. Deshalb 
soll der Gesamtbetrag beider Altersgelder zumin- 
dest den Betrag des Altersgeldes für einen Verhei- 
rateten erreichen. 

Zu Buchstabe f 

Die Änderung in § 4 Abs. 4 GAL stellt sicher, daß 
der Zuschuß zum Beitrag auch an die Empfänger 
einer laufenden Geldleistung, wie zum Beispiel der 
Übergangshilfe, gezahlt wird. 

Zu Buchstabe g 

Im Hinblick auf die Höhe der laufenden Geldlei- 
stungen an mitarbeitende Familienangehörige und 
die geringe oder meist fehlende anderweitige so- 
ziale Absicherung dieses Personenkreises soll bei 
ihnen auf eine Einkommens anrechnung verzichtet 
werden (§ 4 Abs. 5 Satz 2 und 4 GAL). Das entspricht 
der bereits bisher für mitarbeitende Familienange- 
hörige geltenden Regelung. 

Zu Nummer 5 (§ 4 b) 

§ 4 GAL regelt die Höhe und Festsetzung des Bei- 
tragszuschusses: 

— Die Betriebe werden in drei Zuschußklassen 
nach der Höhe des Einkommens des Unterneh- 
mers und seines Ehegatten bzw. des Wirtschafts- 
wertes des Unternehmens eingeteilt (§ 4 b Abs. 1 
GAL). Die Obergrenze liegt bei 30 000 DM Wirt- 
schaftswert des Unternehmens bzw. einem Ein- 
kommen von 40 320 DM (Wert 1985), die aller- 
dings gemäß § 3c Abs. 3 GAL zu einem gemein- 
samen Grenzwert zusammengeführt werden, 
der dem Einkommenspotential eines landwirt- 
schaftlichen Unternehmens mit einem Wirt- 


19 


Drucksache 10/3483 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


schaftswert von 30 000 DM entspricht. Für Voll-, 
Zu- und Nebenerwerbslandwirte wird der Zu- 
schuß grundsätzlich in gleicher Höhe festge- 
setzt Für mitarbeitende Familienangehörige 
wird ein Zuschuß in halber Höhe des Unterneh- 
mer-Zuschusses gewährt 

— Die einzelnen Zuschußklassen sind gesetzlich 
festgelegt Die Zuschußklasse mit dem höchsten 
Zuschuß umfaßt Betriebe, deren Einkommens- 
potential einem Unternehmen mit einem Wirt- 
schaftswert unter 10 000 DM bzw. mit weniger 
als rd. 13 440 DM Einkommen (Wert 1985) ent- 
spricht; sie erhalten das Dreifache des Grundbe- 
trages. 

— Die Höhe des Zuschusses ist im Gesetz (§4b 
Abs. 1 GAL) als Vielfaches des Grundbetrages 
festgelegt. 

— Wie bei der Abgrenzung des zuschußberechtig- 
ten Personenkreises sind auch hier die betriebli- 
chen Verhältnisse am 30. November des jeweili- 
gen Vorjahres für die Höhe des Zuschusses maß- 
gebend (vgl. Nummer 6). Beitragspflichtige nach 
§ 27 GAL werden auf der Grundlage des Ein- 
kommens einschließlich des Wirtschaftswertes 
der „Restgröße“ des früheren landwirtschaftli- 
chen Unternehmens bezuschußt. Fluß- und 
Seenfischer sowie Imker werden nach der Höhe 
ihres Einkommens der jeweiligen Zuschuß- 
klasse zugeordnet. 

— Der Zuschußberechnung liegt ein Betrag in 
Höhe von 7,5 vom Hundert der nach § 13 für das 
vorvergangene Kalenderjahr zustehenden Bun- 
desmittel zugrunde (§4b Abs. 2 GAL), in 1986 
also rd. 150 Mio. DM. 

— Diese Mittel berühren den Gesamtumfang des 
Bundeszuschusses nicht, d. h. der Beitragsbe- 
rechnung nach § 12 GAL liegt ein Bundeszu- 
schuß in Höhe von 79 vom Hundert der Aufwen- 
dungen für Alters-, Hinterbliebenen- und Wai- 
sengelder zugrunde. 

— Der monatliche Zuschuß berechnet sich, indem 
ein Zwölftel des umzuverteilenden Betrages 
durch die Summe aus dem Produkt des jeweili- 
gen Vielfachen des Grundbetrages des Zuschus- 
ses mit der Zahl der in der jeweiligen Klasse 
Zuschußberechtigten geteilt wird (§4b Abs. 3 
Satz 1 GAL). 

— Den Grundbetrag gibt der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten im Bundesanzeiger bekannt. 
Für die Jahre 1986 und 1987 wird der Grundbe- 
trag bereits im Gesetz festgelegt (vgl. Artikel 2 
Nr. 1). 

— Der Zuschuß wird monatlich auf Antrag gewährt 
und sollte zusammen mit den Beiträgen anläß- 
lich deren Fälligkeitstermine gezahlt werden 
(§ 4b Abs. 4 GAL). §12 Abs. 4 GAL ermächtigt 
die landwirtschaftliche Alterskasse zur Aufrech- 
nung (vgl. Nummer 13 Buchstabe b). 


Im übrigen gelten die Ausführungen zu §3c GAL 
entsprechend (vgl. Nummer 6). 

Zu Nummer 9 (§ 6 Abs. 2) 

Die Ergänzung stellt sicher, daß auch für mitarbei- 
tende Familienangehörige der Grundsatz „Rehabili- 
tation vor Rente“ verwirklicht werden kann. 

Zu Nummer 10 (% 9 Abs. 1) 

Mit dieser Regelung wird es den landwirtschaftli- 
chen Alterskassen ermöglicht, auch für mitarbei- 
tende Familienangehörige Maßnahmen zur Erlan- 
gung oder Erhaltung der Erwerbsfähigkeit einzu- 
führen. 

Zu Nummer 11 (§ 9 a) 

Die Übergangshilfe soll künftig auch Betrieben mit 
einem Wirtschaftswert von 30 000 DM — statt bis- 
her 25 000 DM — zur Verfügung gestellt werden, um 
für hinterblieb ene Ehegatten die Möglichkeiten zur 
Weiterbewirtschaftung des Hofes zu verbessern. Im 
übrigen wird der Katalog der zu berücksichtigen- 
den Einkommensarten geringfügig entsprechend 
der Regelung beim Beitragszuschuß (vgl. Num- 
mer 6) geändert und an einer Stelle zusammenge- 
faßt. Die beitragsrechtliche Vorschrift (§ 9 a Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe f GAL) ist aufgrund der Einbezie- 
hung der mitarbeitenden Familienangehörigen in 
die Altershilfe für Landwirte zu ändern. 

Zu Nummer 22 (§ 10) 

Zu Buchstabe a 

Es wird der Beginn der Zahlung des Beitragszu- 
schusses geregelt. Die abweichende Regelung ge- 
genüber anderen laufenden Geldleistungen ist not- 
wendig, um die zeitliche Übereinstimmung mit der 
Beitragszahlung sicherzustellen. 

Für Hinterbliebene von mitarbeitenden Familien- 
angehörigen findet hinsichtlich des Beginns der 
laufenden Geldleistung § 10 Abs. 2 GAL in vollem 
Umfang Anwendung, weil die Regelungen für Hin- 
terbliebene von mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen ausdrücklich auf diejenigen für Hinterbliebene 
von Unternehmern Bezug nehmen. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung. Die Änderungen des Ar- 
beitsförderungs-Konsolidierungsgesetzes — Ein- 
führung eines Versorgungskrankengeldes und Ver- 
letztengeldes — sowie die Änderungen bei der 
Übergangshilfe (vgl. Nummer 11) werden nachvoll- 
zogen. 

Zu Nummer 13 (§12) 

Zu Buchstabe a 

Regelung der Beitragshöhe für mitarbeitende Fa- 
milienangehörige. 
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Zu Buchstabe b 

Die Regelung ist wegen I § 51 Abs. 2 SGB notwen- 
dig, um den landwirtschaftlichen Alterskassen die 
volle Aufrechnung mit dem Beitragsanspruch ge- 
gen den Anspruch auf Beitragszuschuß zu gestat- 
ten. Das gilt auch im Falle des mitarbeitenden Fa- 
milienangehörigen. 

Zu Nummer 14 (% 13) 

Der Bundesmittelanteil an den Aufwendungen für 
Alters-, Hinterbliebenen- und Waisengelder wird 
auf 79 V. H. festgesetzt (§ 13 Satz 1 GAL, vgl. Be- 
gründung Allgemeiner Teil II 3.). Die Leistungen an 
mitarbeitende Familienangehörige oder Leistungs- 
anteile (in Unternehmeransprüchen oder Ansprü- 
chen von deren Hinterbliebenen) aufgrund von Bei- 
trägen dieser Familienangehörigen gehen ebenso 
zu Lasten der Solidargemeinschaft wie Leistungs- 
anteile in Ansprüchen als mitarbeitender Familien- 
angehöriger, die aufgrund von Unternehmerbeiträ- 
gen berechnet werden. Das gilt auch für die gestaf- 
felten Leistungsbeträge, die aufgrund einer Zusam- 
menrechnung von Unternehmerbeiträgen und Bei- 
trägen als mitarbeitender Familienangehöriger 
nach §4 Abs. Ic Satz 3 GAL gezahlt werden (§13 
Satz 2 GAL). Entscheidend ist, daß erst die Beiträge 
als mitarbeitender Familienangehöriger die Bei- 
träge als Unternehmer leistungswirksam werden 
lassen. Den Unternehmerbeiträgen stehen Beiträge 
nach § 27 GAL gleich. 

Zu Nummer 15 (§ 14) 

Zu Buchstaben a und c 

Die Vorschrift regelt die Beitragspflicht und Befrei- 
ungsmöglichkeiten für mitarbeitende Familienan- 
gehörige. Sie gewährleistet die soziale Sicherung 
auch für den Fall, daß das Arbeitsverhältnis und 
damit die Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung endet. Für die Befreiung von 
der Altershilfe für Landwirte bei gleichzeitiger Ar- 
beitnehmertätigkeit ist eine Vorversicherungszeit 
von 180 Kalendermonaten in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung nicht notwendig, um die landwirt- 
schaftlichen Unternehmer nicht übermäßig zu bela- 
sten. Damit wird die soziale Absicherung der mitar- 
beitenden Familienangehörigen im Rahmen des 
Möglichen sichergestellt. 

Mitarbeitende Familienangehörige sollen erst ab 
dem 25. Lebensjahr beitragspflichtig werden, weil 
davon auszugehen ist, daß in diesem Lebensab- 
schnitt größtenteils die Ausbildung beendet ist und 
sich der weitere Lebensweg als späterer Unterneh- 
mer, mitarbeitender Familienangehöriger oder au- 
ßerhalb der Landwirtschaft abzeichnet. Eine Bei- 
tragspflicht nach § 27 GAL geht vor. Die Vorschrift 
wahrt zugleich den Anschluß an die Übergangsre- 
gelung in § 40 a GAL, 

Um Beweisschwierigkeiten zu vermeiden, werden 
nur solche Zeiten als Zeiten einer Tätigkeit als mit- 
arbeitender Familienangehöriger anerkannt, in de- 
nen Versicherungspflicht als solcher in der Kran- 


kenversicherung der Landwirte bestand oder ohne 
Versicherungsbefreiung bestanden hätte. 

Zu Buchstabe b 

Die Befreiung von landwirtschaftlichen Unterneh- 
mern, die rentenversicherungspflichtig beschäftigt 
sind, soll erst zu dem Zeitpunkt zulässig sein, in 
dem in der gesetzlichen Rentenversicherung auf- 
grund einer bestimmten Dauer der Beitragspflicht 
als Arbeitnehmer eine gewisse soziale Absicherung 
erreicht sein sollte, insbesondere im Hinblick auf 
die im Zeitpunkt der Antragstellung noch fortdau- 
ernde Beschäftigung. 

Zu Buchstabe d 

Es wird geregelt, daß der Unternehmer den Beitrag 
trägt, auch für mitarbeitende Familienangehörige. 

Zu Nummer 16 {% 27) 

Zu Buchstabe a 

Hiermit wird die Möglichkeit eröffnet, erst nach 
Wegfall des Hinterbliebenengeldes die Weiterent- 
richtungserklärung abzugeben; im übrigen Folge- 
änderung zur Einbeziehung der mitarbeitenden Fa- 
milienangehörigen. 

Zu Buchstabe b 

Um Beitragspflichtige nach § 27 GAL, die eine lau- 
fende Geldleistung der Altershilfe für Landwirte 
beziehen, nicht zu sehr zu belasten, soll die Bei- 
tragspflicht auch bereits bei Bezug eines Hinter- 
bliebe ne ngeldes gar nicht erst beginnen oder jeden- 
falls unterbrochen werden. Eine freiwillige Bei- 
tragszahlung bleibt bei Unterbrechung der Bei- 
tragspflicht unbenommen. 

Zu Nummer 1 7 (§ 27 a) 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung enthält die Beitragserstattung an 
landwirtschaftliche Unternehmer für die Beiträge, 
die sie als nach § 14 GAL beitragspflichtiger Unter- 
nehmer gezahlt haben (Buchstabe aa). Auch wird 
sichergestellt, daß landwirtschaftliche Unterneh- 
mer bei der Beitragserstattung aufgrund voraufge- 
gangener Zahlung eines Beitragszuschusses weder 
benachteiligt (Buchstabe bb) noch bevorzugt (Buch- 
stabe cc) werden. Beiträge, die dem landwirtschaft- 
lichen Unternehmer bereits von Dritten erstattet 
worden sind oder auf deren Erstattung ein An- 
spruch besteht, z. B. nach dem Arbeitsplatzschutz- 
gesetz für die Zeit der Wehr- und Zivildienstlei- 
stung, werden von der landwirtschaftlichen Alters- 
kasse nicht mehr erstattet. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung begründet die Möglichkeit der Bei- 
tragserstattung an mitarbeitende Familienangehö- 
rige, die ihre Tätigkeit als mitarbeitender Familien- 
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angehöriger aufgeben. Dabei gelten die Vorausset- 
zungen für die Erstattung von Unternehmerbeiträ- 
gen entsprechend. Ferner ist eine Erstattung vorge- 
sehen, solange die Wartezeit für ein Altersgeld noch 
nicht erfüllt ist. Wird erneut eine Tätigkeit als mit- 
arbeitender Familienangehöriger aufgenommen, 
beginnt die Beitragspflicht als mitarbeitender Fa- 
milienangehöriger nach dem Gesetz über eine Al- 
tershilfe für Landwirte von neuem; dies entspricht 
der Regelung beim Unternehmer nach §48 GAL. 
Beiträge, die von Dritten erstattet worden sind, wer- 
den — wie bei Unternehmern — nicht mehr erstat- 
tet (vgl. zu Buchstabe a). 

Zu Buchstabe c 

Es wird die für die Beitragserstattung zuständige 
landwirtschaftliche Alterskasse bestimmt. 

Zu Nummer 18 (% 28) 

Folgeänderung zur Einbeziehung der mitarbeiten- 
den Familienangehörigen. 

Zu Nummer 19 32) 

Die Regelung stellt sicher, daß landwirtschaftliche 
Unternehmer bei der Erstattung zu Unrecht ent- 
richteter Beiträge nicht bevorzugt werden. 

Zu Nummer 20 (§ 38 Abs. 2) 

Die Definition des „mitarbeitenden Familienange- 
hörigen“ muß aufgrund der Einführung der grund- 
sätzlichen Leistungsberechtigung dieses Personen- 
kreises in § 1 GAL vorgenommen werden. 

Zu Nummer 21 (§ 39 Abs. 1) 

Folgeänderung aufgrund 

a) der begrifflichen Festlegung in § 1 Abs. 2 Satz 2 
GAL (Buchstabe a), 

b) der generellen Bestimmung der Beitragshöhe 
für mitarbeitende Familienangehörige in § 12 
Abs. 2 Satz 1 GAL (Buchstabe b). 

Zu Nummer 22 (§ 40 Abs. 3) 

Folge änderung zur Einbeziehung der mitarbeiten- 
den Familienangehörigen. § 40 Abs. 3 Satz 2 GAL ist 
wegen § 4 Abs. 3 letzter Satz GAL (vgl. zu Nummer 7 
Buchstabe e) entbehrlich. 

Zu Nummer 23 (§ 40 a) 

Zu Buchstabe a 

Die Voraussetzung für die Versicherungspflicht äl- 
terer mitarbeitender Familienangehöriger in der 
Altershilfe für Landwirte, daß noch keine 180 Ka- 
lendermonate Beiträge zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung entrichtet sind, soll entfallen. Sie benach- 
teiligt Personen, die aus eigener Initiative für Alter 


und Invalidität vorgesorgt haben. Außerdem sollen 
Ehegatten und hinterbliebene Ehegatten von mitar- 
beitenden Familienangehörigen Rehabilitations- 
maßnahmen in Anspruch nehmen können. Im übri- 
gen handelt es sich um eine redaktionelle Ände- 
rung. 

Zu Buchstabe b 
Folgeänderung zu Buchstabe c. 

Zu Buchstabe c 

Die Regelung führt für die mitarbeitenden Famili- 
enangehörigen nach §40a GAL eine Hinterbliebe- 
nenversorgung in Anlehnung an die Leistungen für 
Hinterbliebene landwirtschaftlicher Unternehmer 
ein. 

Zu Nummer 24 (§ 47 Abs. 3) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Neufassung 
des § 1256 Abs. 1 RVO, § 33 Abs. 1 AVG durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1984. 

Zu Nummer 25 (§ 48) 

Zu Buchstabe a 

Die Begrenzung der Möglichkeit, die soziale Siche- 
rung in der Altershilfe für Landwirte trotz Inan- 
spruchnahme eine Zuschusses zur Nachentrichtung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung aufrechtzu- 
erhalten, auf Abgaben des Unternehmens vor dem 
1. Januar 1984 dient lediglich der Klarstellung. Mit 
dem Wegfall der Landabgaberente Ende 1983 en- 
dete entsprechend ihrer Zielsetzung die vorge- 
nannte Möglichkeit (vgl. Begründung zum Regie- 
rungsentwurf eines Siebenten Änderungsgesetzes 
GAL — BT-Drucksache 7/934 S. 13). 

Zu Buchstabe b 

Hiernach erhalten landwirtschaftliche Unterneh- 
mer ihre Beiträge nach Aufrechnung gegen erhal- 
tene Beitragszuschüsse erstattet. 


Zu Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 

Zu Nummer 1 (§ 5 a) 

In §5a des Gesetzes zur Neuregelung der Alters- 
hilfe für Landwirte wird im Hinblick auf die in den 
ersten beiden Jahren nach Inkrafttreten noch weit- 
gehend fehlenden Erfahrungswerte für diesen Zeit- 
raum der Grundbetrag des Zuschusses zum Ein- 
heitsbeitrag in der Altershilfe für Landwirte festge- 
schrieben. 

Zu Nummer 2 (§ 6d) 

Nach § 6d Abs. 1 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte wird Beitragspflichtigen 
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nach § 27 GAL ein Jahr lang das Recht eingeräumt, 
sich auf Antrag von der Altershilfe für Landwirte 
befreien zu lassen. Die Beiträge werden nicht er- 
stattet. 

§6d Abs. 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte stellt insbesondere sicher, 
daß die Erleichterung in den Leistungsvorausset- 
zungen bei der Gewährung von Hinterbliebenen- 
geld ab dem 45. Lebensjahr („Wegfall der Zumut- 
barkeit einer beruflichen Tätigkeit“ — vgl. Artikel 1 
Nr. 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa) auch den 
Hinterbliebenen zugute kommt, deren Ehegatte vor 
dem 1. Januar 1986 verstorben ist; in aller Regel 
dürfte bereits die neuere Rechtsprechung des Bun- 
dessozialgerichts (vgl. Begründung Allgemeiner 
Teil II 5.a.) diese Begünstigung der Hinterbliebenen 
herbeiführen. Zahlungen für zurückliegende Zeit- 
räume werden nicht erbracht. Außerdem wird si- 
chergestellt, daß für künftige Zeiträume auch dann 
Leistungen an Hinterbliebene mitarbeitender Fa- 
milienangehöriger nach § 40 a Abs. 5 GAL erbracht 
werden, wenn der mitarbeitende Familienangehö- 
rige vor dem Inkrafttreten der Neuregelung ver- 
storben ist. 

§ 6 d Abs. 3 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte wahrt für Empfänger von 
Übergangshilfe den Besitzstand (vgl. Artikel 1 
Nr. 11). 

§6d Abs. 4 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
ter shilfe für Landwirte stellt den nahtlosen An- 
schluß der allgemeinen Versicherungspflicht für 
mitarbeitende Familienangehörige nach § 14 GAL 
an die Übergangsregelung des § 40 a GAL sicher 
und ermöglicht, daß auch diese Personen die Warte- 
zeit für ein Altersgeld erfüllen können. Es wird 
klargestellt, daß die Leistungsaufwendungen nicht 
zu Lasten des Bundes gehen. 

§6d Abs. 5 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte gewährleistet, daß mitarbei- 
tende Familienangehörige, die bisher von der Versi- 
cherungspflicht nach § 40 a GAL ausgeschlossen 
waren, weil sie für 180 Kalendermonate Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt hat- 
ten, aus der jetzt erfolgenden Einbeziehung in die 
Versicherungspflicht keinen Nachteil haben. 

§6d Abs. 6 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte ist eine Folgeänderung zur 
Einbeziehung mitarbeitender Familienangehöriger 
in die Altershilfe für Landwirte. 

Zu Nummer 3 (§§ 7 bis 9) 

Die Möglichkeiten zur Nachentrichtung in der Al- 
tershilfe für Landwirte sollen ab 1. Januar 1986 ent- 
fallen, da diese bereits seit 1962 bestehen. 

Zu Nummer 4 (§ 9 c) 

Der Beitrag berechnet sich nach § 12 GAL; er soll 
durch diese Vorschrift für das Jahr 1986 auf 152 DM 
monatlich festgesetzt werden, nachdem er für die 
Jahre 1984 und 1985 129 DM monatlich betragen hat 
bzw. beträgt. Diese Erhöhung des monatlichen Bei- 


trages zur Altershilfe für Landwirte beruht nur zu 
einem geringen Teil, d. h. voraussichtlich in Höhe 
von 5 bis 6 DM, auf den in diesem Gesetzentwurf 
vorgesehenen Änderungen im Bereich der Alters- 
hilfe für Landwirte, insbesondere der Einführung 
des Zuschusses zum Beitrag. Der weitaus größte 
Teil der Beitragssteigerung geht vor allem auf die 
Anpassung der laufenden Geldleistungen und einen 
aus heutiger Sicht zu erwartenden weiteren erheb- 
lichen Anstieg der Antragsteller zurück. Insoweit 
können sich daher im Laufe des Gesetzgebungsver- 
fahrens aufgrund neuer statistischer Daten ent- 
sprechend der tatsächlichen Entwicklung noch Än- 
derungen hinsichtlich der Höhe des Beitrags in 
1986 ergeben. 

Zu Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte (KVLG) 

Zu Nummer i (§ 2 Abs. 3 Satz 1) 

Der geltende § 2 Abs. 3 Satz 1 KVLG zählt als mitar- 
beitende Familienangehörige des landwirtschaftli- 
chen Unternehmers neben den Verwandten bis zum 
dritten Grade die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder auf. Dieser Unterscheidung bedarf es nicht, 
da die angenommenen Kinder den Verwandten im 
ersten Grad gleichgestellt und daher von diesem 
Begriff mit umfaßt sind. Der Entwurf sieht daher 
als redaktionelle Änderung vor, die getrennte Auf- 
zählung zu beseitigen. 

Zu Nummer 2 (§ 4 a) 

Die Vorschrift betrifft Unternehmer der Seen- und 
Flußfischerei und der Imkerei, die als landwirt- 
schaftliche Unternehmer gelten. Wegen der beson- 
deren Betriebsart können in ihren Unternehmen 
grundsätzlich keine Ersatzkräfte eingesetzt und der 
Anspruch auf Betriebshilfe nach § 34 KVLG da- 
durch nicht erfüllt werden. Dies kann für die Be- 
troffenen zu einem existenzgefährdenden Einkom- 
mensausfall während der Dauer einer Arbeitsunfä- 
higkeit führen. 

Den Betroffenen soll die Möglichkeit eingeräumt 
werden, die Versicherung in der allgemeinen Kran- 
kenversicherung mit Anspruch auf Krankengeld zu 
wählen. Für eine entsprechende Regelung hat sich 
auch der Petitionsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages ausgesprochen (vgl. Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 11. Februar 1982 lfd. Nr. 69). 

Zu Nummer 3 (§ 67 a Abs. 4) 

Durch die Änderung in Satz 2 und den neu einge- 
fügten Satz 3 wird bestimmt, daß Beiträge aus Ver- 
sorgungsbezügen vorrangig vor Beiträgen aus Ar- 
beitseinkommen zu erheben sind, wenn diese Ein- 
nahmen des Versicherten insgesamt die Beitrags- 
bemessungsgrenze (Beitrag der höchsten Beitrags- 
klasse) übersteigen. Die Vorschrift wird damit der 
Regelung in § 180 Abs. 5 und 6 RVO angepaßt. 
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Zu Nummer 4 (§ 118) 

Notwendige Übergangsregelung für die Versicher- 
ten, die von dem Recht auf Befreiung von der Versi- 
cherungspflicht nach §4a Abs. 2 KVLG Gebrauch 
machen wollen (vgl. Nummer 2). 

Zu Artikel 4 

Änderung des Sozialgesetzbuches — 

Allgemeiner Teil 

Folgeänderung zur Einführung eines Beitragszu- 
schusses in der Altershilfe für landwirte und zur 
Einbeziehung der mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen. 

Zu Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft (ZVALG) 

Zu Nummer 1 (§ 12) 

Personen, die vor 1977 bereits eine Berufsunfähig- 
keitsrente aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung bezogen und nach der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts ab 1977 jedoch eine Rente we- 
gen Erwerbsunfähigkeit erhalten würden, konnten 
zwar durch Antragstellung beim Rentenversiche- 
rungsträger die Umwandlung in eine Erwerbsunfä- 
higkeitsrente erreichen. Damit war aber nicht im- 
mer sicherge stellt, daß die Bezugsrahmenfrist für 
eine Ausgleichsleistung nach dem ZVALG noch ein- 
gehalten werden konnte. Denn § 12 Abs. 1 Buchsta- 
be b ZVALG verlangt, daß in den letzten 25 Jahren 
vor Beginn der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 
mindestens 180 Kalendermonate eine Beschäfti- 
gung als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer ausge- 
übt wurde. Um hier eine Ungleichbehandlung eines 
bestimmten Personenkreises aufgrund einer Ände- 
rung der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu 
vermeiden, sollen die Empfänger einer Rente we- 
gen Berufsunfähigkeit vor dem 1. Januar 1977 unter 
bestimmten Voraussetzungen wie Empfänger einer 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit behandelt wer- 
den. Dabei war ein möglichst verwaltungsprakti- 
kables Verfahren notwendig. 

Zu Nummern 2 bis 4 (§§ 13 bis 15) 

Die Neuregelungen der §§ 13 bis 15 ZVALG dienen 
der Verwaltungsvereinfachung im Hinblick darauf, 
daß Neubewilligungen von Ausgleichsleistungen — 
mit Ausnahme von (abgeleiteten) Leistungen an 
Hinterbliebene — nur noch bis zum Jahre 1987 
möglich sind und bisher die kraft Gesetzes vorgese- 
henen Bundesmittelhöchstbeträge nie auch nur an- 
nähernd erreicht wurden. Da zugleich die Entwick- 
lung der Zahl der Leistungsberechtigten seit 1980 
rückläufig ist, wurde bisher immer der nach dem 
Gesetz zulässige Höchstbetrag der Ausgleichslei- 
stung im Verwaltungsverfahren festgesetzt. Auf 
dieses schwerfällige und verwaltungsaufwendige 
Festsetzungsverfahren für die Ausgleichsleistung, 


das bisher immer ohne Auswirkung auf die Höhe 
der Ausgleichsleistung blieb, aber in Einzelfällen zu 
sozialpolitischen Härten führte, soll daher verzich- 
tet werden. 

Im einzelnen soll folgendes geregelt werden: 

— In § 13 ZVALG sollen die Bundesmittelhöchst- 
beträge gestrichen werden. 

— In § 14 ZVALG wird der Betrag der Ausgleichs- 
leistung unmittelbar festgelegt. Das Genehmi- 
gungsverfahren kann entfallen. Die Ausgleichs- 
leistung wird damit nicht mehr erst mit Zugang 
des Genehmigungsschreibens der beteiligten 
Bundesministerien bei der Zusatzversorgungs- 
kasse und folglich erst gegen Ende des Kalen- 
derjahres fällig, sondern bereits mit Ablauf des 
30. Juni des jeweiligen Jahres. Sie wird anderer- 
seits aber auch frühestens zu diesem Zeitpunkt 
fällig, weil das Gesetz die nachträgliche Auszah- 
lung in einer Summe vorschreibt. 

— Nach § 15 Abs. 1 ZVALG soll die Leistung auch 
künftig nachträglich gezahlt, aber nicht mehr 
nachträglich festgestellt werden. Mit der Neure- 
gelung in § 15 Abs. 2 ZVALG soll eine weitere 
Verfahrensvereinfachung erreicht werden. Ent- 
sprechend dem von der Zusatzversorgungskasse 
bereits praktizierten Verfahren wird ein formel- 
ler Bescheid jeweils bei der Erstbewilligung der 
Ausgleichsleistung erteilt Im übrigen entfällt 
das Erfordernis einer jährlichen Bescheidertei- 
lung (Streichung von § 15 Abs. 3 ZVALG). 

Zu Nummer 5 (§ 17) 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 


Zu Artikel 6 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 52 a Abs. 2) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Neufassung 
des § 1256 Abs. 1 RVO durch das Haushaltsbegleit- 
gesetz 1984. 

Zu Nummer 2 (§ 52 b Abs. 1) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Streichung 
von § 38 Abs. 2 GAL. 


Zu Artikel 7 

Änderung des Angestelltenversicherungs- Neurege- 
lungsgesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 50 b) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Neufassung 
des § 33 Abs. 1 AVG durch das Haushaltsbegleitge- 
setz 1984. 
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Zu Nummer 2 (§ 50 c Abs. 1) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Streichung 
von § 38 Abs. 2 GAL. 


Zu Artikel 8 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Die Regelung stellt sicher, daß der Erstattungsbe- 
rechtigte seine tatsächlichen Aufwendungen er- 
hält. 


Zu Artikel 9 
Berlin- Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 10 
Inkrafttreten 

Die Vorschrift bestimmt, daß das Gesetz grundsätz- 
lich zum 1. Januar 1986 in Kraft tritt. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1984 tritt die Klarstel- 
lung in Kraft, daß die soziale Sicherung in der Al- 
tershilfe für Landwirte trotz Inanspruchnahme ei- 
nes Nachentrichtungszuschusses nur bei Abgabe 
des Unternehmens vor dem 1. Januar 1984 aufrecht- 
erhalten werden kann (§ 48 Abs. 1 a GAL). 


C. Finanzieller Teil 

Durch den Gesetzentwurf entstehen für den Bund 
Mehrausgaben in der Altershilfe für Landwirte, der 
Krankenversicherung der Landwirte und in der Zu- 
satzaltersversorgung der Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft. 


1. Altershilfe für Landwirte 

1. Mehrausgaben für den Bund 



1986 

1987 

1988 

1989 

in Mio. DM 

Erhöhung des 
Bundeszu- 
schusses nach 
§ 13 GAL 

110 

110 

115 

115 


2. Beitragszuschuß 

Die Einführung der neuen laufenden Geldlei- 
stung „Beitragszuschuß“ führt 

a) beim Bund zu keinen Mehrausgaben, weil sie 
die Höhe des Bundeszuschusses in § 13 GAL 
unbeeinflußt läßt. 


b) bei den landwirtschaftlichen Alterskassen zu 
Mehraufwendungen durch Gewährung von 
Beitragszuschüssen an kleinere und mittlere 
landwirtschaftliche Unternehmen und zu 
Mehreinnahmen aus der Anhebung des für 
alle landwirtschaftlichen Unternehmer gel- 
tenden Einheitsbeitrages. 

Die neue Leistung führt somit im Ergebnis ent- 
sprechend ihrer Zielsetzung effektiv zu einer fi- 
nanziellen Entlastung der zuschußberechtigten 
Klein- und Mittelbetriebe und entsprechend der 
„Defizithaftung“ der Beitragszahler in der Al- 
ter shilfe für Landwirte (§12 GAL) zu einer Bela- 
stung der einkommensmäßig besser gestellten 
Betriebe bei ihren Aufwendungen zur Alterssi- 
cherung. Die Mehraufwendungen für den Bei- 
tragszuschuß betragen 


1986 

1987 

1988 

1989 

in Mio. DM 

150 

150 

160 

160 


3. Mehraufwendungen der Alterkassen entstehen 
ferner für 



1986 

1987 

1988 

1989 

in Mio. DM 

Übergangshilfe 

(§9aGAL) 

Leistungen an 
mitarbeitende Fa- 
milienangehörige 
(§§2bis 3 b, 6, 40 a 

0,2 

0,3 

0,4 

0,5 

GAL) 

0,3 

0,4 

0,5 

0,6 

zusammen , . . 

0,5 

0,7 

0,9 

1,1 


Diese Mehraufwendungen werden durch die So- 
lidargemeinschaft getragen. 

4. Aufgrund der Änderung der Voraussetzungen 
des Hinterbliebenengeldes (§ 3 b GAL) sind 
keine nennenswerten finanziellen Mehraufwen- 
dungen zu erwarten, da im wesentlichen der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung Rechnung 
getragen wird. 

5. Der Monatsbeitrag zur Altershilfe für Landwirte 
erhöht sich durch den Gesetzentwurf in 1986 
voraussichtlich um ca. 5 bis 6 DM; im übrigen 
wird die tatsächliche Beitragshöhe in 1986 insbe- 
sondere durch die Anpassung der laufenden 
Geldleistungen bestimmt. Hierbei wird von 
566 000 landwirtschaftlichen Unternehmern ein- 
schließlich Weiterversicherten sowie 20 000 mit- 
arbeitenden Familienangehörigen als Beitrags- 
pflichtige ausgegangen. 
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11. Krankenversicherung der Landwirte 



1986 

1987 

1988 

1989 


in Mio. DM 

Leistungsaufwen- 
dungen für mitar- 
beitende Familien- 
angehörige ein- 
schließlich deren 
Witwen 

0,200 

0,240 

0,280 

0,300 

abzüglich Beiträge 
aus den laufenden 
Geldleistungen der 
Altershilfe für 
Landwirte 

0,015 

0,020 

0,025 

0,030 

zusammen . . . 

0,185 

0,220 

0,255 

0,270 


Diese Mehrkosten trägt nach § 63 Abs. 4 KVLG der 
Bund. 


III. Zusatzversorgung für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft 



1986 

1987 

1988 

1989 

in Mio. DM 

Erweiterung des 
zum Bezug der Aus- 
gleichsleistung be- 
rechtigten Perso- 
nenkreises 

0,26 

0,26 

0,26 

0,26 


Die Mehrkosten trägt nach § 13 ZVALG der Bund. 


rv. 

Die Mehrkosten des Gesetzentwurfs für die Alters- 
hilfe für Landwirte werden bei der Fortschreibung 
des Finanzplanes berücksichtigt. Die auf den Bund 
entfallenden Mehrkosten des Gesetzentwurfs in der 
Zusatzversorgung für Arbeitnehmer in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie in der Krankenversiche- 
rung der Landwirte sind im Rahmen der Ansätze 
des Finanzplanes des Bundes gedeckt. 


V. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten 
belastet. 


VL 

Wegen der insbesondere infolge der Marktord- 
nungsregelungen geringen Preisüberwälzungsmög- 
lichkeiten sind nennenswerte Auswirkungen der 
Be- und Entlastungen der landwirtschaftlichen Be- 
triebe auf Einzelpreise, insbesondere das Verbrau- 
cherpreisniveau und die allgemeine Preisentwick- 
lung nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§13 Satz 2 GAL) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob in § 13 
Satz 2 die Worte „und Leistungsanteile“ gestri- 
chen werden können. 

Die vorgesehene Nichtberücksichtigung von Lei- 
stungsanteilen in der Bemessungsgrundlage des 
Bundeszuschusses ist äußerst verwaltungs auf- 
wendig. Sie dürfte außerdem häufig fehlerhaft 
gehandhabt werden. Ihre Kosten stehen in kei- 
nem sinnvollen Verhältnis zu den angestrebten 
Einsparungen an Bundesmitteln. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe a (§ 14 Abs. 1 GAL) 

In Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe a ist in § 14 Abs. 1 
Buchstabe b am Ende nach den Worten „vollen- 
det hatte“ folgender Halbsatz einzufügen: 

„ , oder das 18. Lebensjahr vollendet hat, wenn er 
und der landwirtschaftliche Unternehmer die 
Aufnahme in die landwirtschaftliche Alters- 
kasse beantragen“ 

Begründung 

Der Gesetzentwurf sieht als Mindestalters- 
grenze für mitarbeitende Familienangehörige 
die Vollendung des 25. Lebensjahres vor. Die 
darin liegende Verkürzung der sozialen Absiche- 
rung ist nur im Hinblick darauf vertretbar, daß 
die landwirtschaftlichen Unternehmer nicht 
übermäßig belastet werden sollen. 

Diese Begründung entfällt, wenn der landwirt- 
schaftliche Unternehmer — wie vorgeschlagen 

— durch einen Antrag seine Bereitschaft bekun- 
det, die auf ihn nach Absatz 5 entfallende Bei- 
tragspflicht tragen zu wollen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe a (§ 27 Abs. 1 GAL) 

In Artikel 1 Nr. 16 ist Buchstabe a wie folgt zu 
fassen: 

,a) In Satz 1 werden nach den Worten „vorzeiti- 
ges Altersgeld“ die Worte „oder Hinterbliebe- 
nengeld“ eingefügt.‘ 

Begründung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
schließt für mitarbeitende Familienangehörige 

— im Gegensatz zu den landwirtschaftlichen 
Unternehmern — die Möglichkeit einer freiwilli- 
gen Weiterversicherung aus. Dies kann zu einer 
erheblichen Verkürzung der sozialen Absiche- 
rung im Alter führen. Es sollte deshalb die Mög- 
lichkeit einer freiwilligen Weiterversicherung 
eingeräumt werden. Im Hinblick auf die Bela- 


stung der Versichertengemeinschaft wird vorge- 
schlagen, diese Möglichkeit jedoch nur zu den 
gleichen Beitragssätzen einzuräumen wie sie für 
landwirtschaftliche Unternehmer gelten. 


4. Zu Artikel 1 — allgemein — 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob den 
Ehegatten von Leistungsbeziehern der Alters- 
hilfe der auf sie entfallende Teil des Altersgel- 
des für Verheiratete von Amts wegen gesondert 
ausgezahlt werden kann. 

Landwirtschaftliche Unternehmen werden 
heute in der Regel nur dann erfolgreich bewirt- 
schaftet, wenn die Eheleute das Unternehmen 
gemeinsam bewirtschaften. Dieser gemeinsa- 
men Arbeit der Eheleute sollte auch im Bereich 
der Altershilfe stärker Rechnung getragen wer- 
den. Durch Auszahlung des auf den Ehegatten 
entfallenden Altersgeldteilbetrages könnte dies 
kostenneutral erfolgen. 

5. Zu Artikel 3 (KVLG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob es nicht 
geboten ist, ehemalige mitarbeitende Familien- 
angehörige, die vor Einbeziehung in die Bei- 
tragspflicht nach dem Gesetz über eine Alters- 
hilfe für Landwirte erwerbsunfähig geworden 
sind und die Wartezeit für das vorzeitige Alters- 
geld nicht erfüllt haben, in die Versicherungs- 
pflicht nach dem Gesetz über die Krankenversi- 
cherung der Landwirte einzubeziehen. 

Erwerbsunfähige ehemalige mitarbeitende Fa- 
milienangehörige landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer, die weder Anspruch auf vorzeitiges Al- 
tersgeld haben (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 KVLG) noch das 
65. Lebensj ahr vollendet und die weiteren Vor- 
aussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 5 KVLG erfüllt 
haben, können sich Krankenversicherungs- 
schutz nur durch freiwillige Mitgliedschaft ge- 
gen Beitragszahlung verschaffen. Anspruch auf 
vorzeitiges Altersgeld konnten sie vielfach des- 
halb nicht erwerben, weil sie nicht zu den privi- 
legierten Altersgruppen der §§ 39, 40 a GAL ge- 
hörten. Der Bezug einer meist auf freiwilliger 
Beitragsentrichtung beruhenden Kleinrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung begründet 
für solche Personen in der Regel keinen Versi- 
cherungsschutz in der Rentnerkrankenversiche- 
rung, weil sie zu keiner Zeit Mitglied eines Trä- 
gers der gesetzlichen Krankenversicherung wa- 
ren (§ 165 a Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a RVO). Dies 
führt in Einzelfällen zu dem untragbaren Ergeb- 
nis, daß der Beitrag für die freiwillige Kranken- 
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Versicherung den Rentenbetrag übersteigt. An- 
gesichts der geringen Mittel, mit denen diese 
Personen ihren Lebensunterhalt bestreiten müs- 
sen, ist es unzumutbar, daß sie, von einem Zu- 
schuß nach § 1304e RVO abgesehen, für ihren 
Krankenversicherungsschutz den vollen Beitrag 
zu leisten haben. Da es sich um einen sehr klei- 
nen Personenkreis mit einem besonders krassen 
Sicherungsdefizit handelt, sollte ihre Einbezie- 
hung in die Regelung des § 63 Abs. 4 KVLG nicht 
aus Haushaltsgründen scheitern. 

ö. Zu Artikel 3 (KVLG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob es nicht 
geboten ist, ehemaligen mitarbeitenden Famili- 
enangehörigen, die gemäß § 94 Abs. 1 KVLG von 
der Versicherungspflicht befreit wurden, eine 
Widerrufsmöglichkeit einzuräumen, wenn sie 
landwirtschaftliche Unternehmer nach § 2 Abs. 1 
oder 2 KVLG werden. 

Nach dem Inkrafttreten des KVLG ließen sich 
nicht nur vereinzelt auch mitarbeitende Famili- 
enangehörige landwirtschaftlicher Unternehmer 
gemäß § 94 Abs. 1 KVLG von der Versicherungs- 
pflicht befreien. Für minderjährige Familienan- 
gehörige wurde der Antrag auf Befreiung zum 
Teil vom gesetzlichen Vertreter gestellt. Die Be- 
freiung hat zur Folge, daß diese Personen auch 
dann von der Krankenversicherung der Land- 
wirte ausgeschlossen bleiben, wenn sie — etwa 
durch Hofnachfolge — landwirtschaftliche Un- 
ternehmer werden. Denn die Befreiung wirkt 
nach § 94 Abs. 1 Satz 2 KVLG vom Beginn der 
Versicherungspflicht an und kann nicht wider- 
rufen werden. Nach der Auslegung, die das Bun- 
dessozialgericht (Urteil vom 4. Februar 1977, 
Sammlung Breithaupt 1977, Seite 684) dieser 
Vorschrift gab, wirkt die Befreiung auch dann 
noch, wenn der Versicherungsgrund wechselt. 
Da die Rechtslage bis zu diesem Urteil nicht ein- 
deutig war, erscheint es geboten, dem betroffe- 
nen Personenkreis nachträglich den Zugang zur 
Krankenversicherung der Landwirte zu eröff- 
nen. 

7. Zu Artikel 5 Nr. 3 Buchstabe b (§ 14 Abs. 2 ZVALG) 

Der Bundesrat anerkennt die bisherigen Bemü- 
hungen der Bundesregierung, den Monatsbetrag 
der Ausgleichsleistung für die älteren ehemali- 
gen Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft gemäß § 14 Abs. 2 ZVALG anzuheben. 

Da diese Bemühungen bislang erfolglos geblie- 
ben sind, bittet der Bundesrat, im Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens erneut zu prüfen, ob 
der geltende Monatsbetrag von 70 DM für den 
verheirateten Berechtigten auf 90 DM angeho- 
ben werden kann. 

Ziel des ZVALG ist es u. a., älteren land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeitnehmern, die auf- 


grund der früher üblichen überdurchschnittli- 
chen und zu geringen Preisen angesetzten Natu- 
ralentlohnung nur extrem niedrige Rentenan- 
sprüche besitzen, durch eine Ausgleichs lei stung 
zu helfen. Die Wirksamkeit dieser Hilfe entwik- 
kelt sich jedoch zur Bedeutungslosigkeit, wenn 
es nicht gelingt, den bereits 1979 erhöhten Mo- 
natsbetrag der Ausgleichsleistung erneut anzu- 
heben. 


8. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat begrüßt den von der Bundesre- 
gierung vorgelegten Entwurf eines Dritten 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes; er hält ihn 
für einen wesentlichen und unerläßlichen Bei- 
trag zu einer Neuorientierung der Agrarsozial- 
politik, bei der die Einkommenslage landwirt- 
schaftlicher Betriebe Berücksichtigung findet. 
Die weiter vorgesehene Alterssicherung jünge- 
rer, mitarbeitender Familienangehöriger und 
die Beseitigung sonstiger Härtefälle sind wich- 
tige Ergänzungen der sozialen Sicherheit in der 
Landwirtschaft. 

Die in der Vergangenheit durch den Struktur- 
wandel in der Landwirtschaft bedingte Ab- 
nahme der Zahl der beitragspflichtigen Land- 
wirte und die im allgemeinen sehr schwierige 
Einkommenslage der Landwirtschaft haben die 
Belastung der landwirtschaftlichen Betriebe 
durch Sozialbeiträge wesentlich erhöht. Ein wei- 
terer Strukturwandel sollte in Anbetracht der 
fehlenden außerlandwirtschaftlichen Arbeits- 
plätze möglichst nur im Rahmen des Genera- 
tionswechsels erfolgen. Nach allgemeiner Auf- 
fassung ist es unabhängig davon notwendig, 
Überschüsse bei landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen abzubauen und der Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Produktion entgegenzuwir- 
ken. Damit verbundene Einkommensminderun- 
gen müssen bei der erforderlichen Neuorientie- 
rung der gesamten Agrarpolitik berücksichtigt 
werden. Deshalb muß auch die Agrarsozialpoli- 
tik so gestaltet werden, daß solche Betriebe in 
ihrer Existenz wirksam gestützt werden, die auf- 
grund ihrer Betriebsgröße sowie der örtlichen 
Struktur- und Standortgegebenheiten kein aus- 
reichendes Einkommen erwirtschaften können. 

Der Bundesrat begrüßt daher die vorgesehene 
Erhöhung des Anteils der Bundesmittel an den 
Gesamtaufwendungen der Alterskassen. Er hält 
jedoch schon mittelfristig eine noch deutlichere 
Differenzierung des Beitragszuschusses sowie 
andere Maßnahmen der Agrarpolitik für erfor- 
derlich. Der Bundesrat bittet die Bundesregie- 
rung zu prüfen, ob nach einer Übergangszeit der 
für die Beitragszuschüsse vorgesehene Anteil in 
Höhe von 7,5 v. H. der Bundesmittel und der ent- 
sprechende Bundesmittelplafonds angemessen 
erhöht werden können, um den kleineren und 
mittleren Betrieben zu einer weiteren Entla- 
stung zu verhelfen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu 1. (Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b — § 13 
Satz 2 GAL) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Sie enthält eine dem bisherigen Finanzierungs- 
system entsprechende Regelung. Danach sind Lei- 
stungen aufgrund von Pflichtbeiträgen als mitarbei- 
tender Familienangehöriger von der Solidarge- 
meinschaft zu tragen; dies muß auch für Leistungs- 
anteile aufgrund solcher Beiträge in Leistungsan- 
sprüchen als späterer Unternehmer gelten. Abgese- 
hen davon können aus der mit dem Änderungsan- 
trag angestrebten Regelung in Zukunft nicht uner- 
hebliche Leistungsaufwendungen erwachsen, die 
sich auf den Bundeshaushalt auswirken würden. 


2. Zu 2. (Zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe a — § 14 
Abs. 1 GAL) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


3. Zu 3. (Zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe a — § 27 
Abs. 1 GAL) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


4. Zu 4. (Zu Artikel 1 — allgemein — ) 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte nach- 
kommen. Sie hat bereits anläßlich der Beschlußfas- 


sung zur Regierungsvorlage erklärt, daß sie im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren alle Bemühungen 
um einen eigenen Auszahlungsanspruch der Bäu- 
erin beim Altersgeld unterstützen werde. 


5. Zu 5. (Zu Artikel 3 — KVLG) 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte nach- 
kommen. 


6. Zu 6. (Zu Artikel 3 — KVLG) 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte nach- 
kommen. 

7. Zu 7. (Zu Artikel 5 Nr. 3 Buchstabe b — § 14 

Abs. 2 ZVALG) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 


8. Zu 8. (Zum Gesetzentwurf insgesamt) 

Die Bundesregierung wird dem in der Prüfungs- 
bitte zum Ausdruck kommenden Anliegen entspre- 
chen, die Erfahrungen seit Einführung des Bei- 
tragszuschusses nach einer gewissen Anlaufzeit 
auszuwerten. Es ist für sie selbstverständlich, daß 
der neueingeführte Beitragszuschuß während der 
Anlaufzeit in seinen Auswirkungen sorgfältig beob- 
achtet wird, um gegebenenfalls entsprechende Fol- 
gerungen ziehen zu können. 
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